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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa Regional 13 

(2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa Grünes Band.png 
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Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 

Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa 

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa
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01) Fragile Feuerpause. Die Waffenruhe zwischen Israel und der Hisbollah  
      gibt Hoffnung auf Frieden im Libanon – doch ihre Einhaltung erfordert  
      internationale Unterstützung 
 
      Von Merin Abbass 
 
28.11.2024 

 
Israelische Luftschläge hinterlassen in Beirut eine Schneise der Verwüstung.-picture alliance / 

Anadolu | Houssam Shbaro  

Nach 14 Monaten kriegerischer Auseinandersetzungen zwischen der israelischen Armee 
und der Hisbollah konnte endlich eine Waffenruhe erzielt werden. Seit dem Angriff der 
Hisbollah auf Nordisrael am 8. Oktober 2023 befindet sich die pro-iranische Miliz im Krieg 
mit Israel. Als Anführer der sogenannten „Achse des Widerstands“ wollte die Hisbollah durch 
den Raketenbeschuss eine Öffnung der Nordfront erzwingen, um Israel zu einem 
Waffenstillstand zu drängen und die Hamas vor einem Kollaps zu bewahren – bislang 
jedoch ohne nennenswerte Erfolge. 

Die israelische Armee verfolgt das Ziel, den Norden so zu stabilisieren, dass die rund 60 
000 evakuierten Bewohner in ihre Häuser zurückkehren können. Bislang konnte dieses Ziel 
ebenso wenig erreicht werden wie die vollständige Zerschlagung der Hamas oder die 
Befreiung der Geiseln im Gazastreifen. 

Die Feuerpause ruft bei den Libanesinnen und Libanesen gemischte Gefühle hervor: eine 
Mischung aus Freude, Erleichterung, Erschöpfung und Skepsis. Freude, weil viele 
Binnenflüchtlinge endlich aus provisorischen Unterkünften in ihre Dörfer zurückkehren 
können. Erleichterung, weil viele nicht daran geglaubt hatten, dass die Konfliktparteien 
tatsächlich eine Einigung erzielen würden. Gleichzeitig herrscht Erschöpfung angesichts 
des über ein Jahr andauernden Krieges, der seit Oktober 2023 über 1,2 Millionen Menschen 
zur Flucht aus ihren Häusern, Dörfern und Städten gezwungen hat. Laut dem Arab NGO 
Network for Development gibt es bisher über 3 768 Tote und mehr als 15 700 Verletzte. Die  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/merin-abbass/


Seite E 2 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 

Zahl der Opfer dürfte weiter steigen, da Rettungskräfte viele abgelegene Regionen im 
Süden des Libanon aufgrund der Zerstörungen noch nicht erreichen konnten und dort 
weitere Tote unter den Trümmern vermutet werden. 

Viele haben allerdings auch berechtigte Skepsis hinsichtlich der praktischen Umsetzung 
bestimmter Aspekte des Abkommens. Besonders die Regelung zum Recht auf 
Selbstverteidigung beider Seiten wirft Fragen auf, ebenso wie die Fähigkeit des 
libanesischen Staates und seiner Armee, den Friedensprozess effektiv zu begleiten. Die 
politische Krise im Land – vor allem der fehlende Präsident – macht die Übergangsregierung 
weitgehend handlungsunfähig. Ob sie in der Lage sein wird, den Prozess souverän zu 
steuern, bleibt abzuwarten. 

Die Feuerpause bildet die Grundlage für eine mögliche politische Lösung des Konflikts. 

Die Feuerpause bildet die Grundlage für eine mögliche politische Lösung des Konflikts 
zwischen Israel und dem Libanon beziehungsweise der Hisbollah. Sie eröffnet dem Libanon 
die Gelegenheit, die Resolution 1701 des UN-Sicherheitsrats von 2006 umzusetzen. Diese 
sieht unter anderem eine stärkere Rolle der libanesischen Armee sowie den Rückzug der 
Hisbollah-Kämpfer und anderer bewaffneter Gruppen vor. 

Das aktuelle Abkommen verpflichtet die Hisbollah und andere bewaffnete Gruppierungen, 
sich innerhalb der nächsten 60 Tage  30 Kilometer von der israelisch-libanesischen Grenze 
hinter den Litani-Fluss zurückzuziehen. Im Gegenzug wird Israel seine Truppen schrittweise 
aus dem Süden des Libanon abziehen und strategische Stellungen sowie Wachposten an 
die libanesische Armee übergeben. Die libanesische Armee hat bereits damit begonnen, 
ihre Truppen in den Süden zu verlegen. Im ersten Schritt wurden 5 000 Soldaten stationiert, 
im nächsten sollen weitere 10 000 folgen. Gemeinsam mit den UNIFIL-Soldaten sollen sie 
die Grenze zu Israel überwachen, den Waffennachschub der Hisbollah unterbinden und 
sicherstellen, dass diese keine Gefahr mehr für Israel darstellt. Damit trägt die libanesische 
Armee eine zentrale Verantwortung für den Erfolg der Waffenruhe. Die Einhaltung der 
Waffenruhe wird von einem internationalen Gremium überwacht, das unter der Leitung der 
USA und Frankreichs steht. 

Der von Krisen erschütterte Libanon steht vor gewaltigen Aufgaben. Politisch müssen die 
demokratischen Institutionen gestärkt werden, allen voran durch die Wahl eines neuen 
Präsidenten. Sowohl Premierminister Najib Mikati als auch Parlamentspräsident Nabih Berri 
bezeichneten in ihren Reden zur Waffenruhe am 27. November die Präsidentschaftswahl 
als oberste Priorität. Auch Hisbollah-Generalsekretär Naim Kassem forderte in einer Rede 
die Umsetzung des Taif-Abkommens von 1989, was indirekt ebenfalls die Wahl eines 
Präsidenten beinhaltet. Dieses politische Momentum muss genutzt werden, denn die 
Hisbollah wird bemüht sein, innenpolitisch ein neues, kompromissbereiteres Bild 
abzugeben. 

Sozial ist die schnelle Lösung der Binnenflüchtlingskrise entscheidend. Die Rückkehr der 
Vertriebenen muss organisiert werden, um soziale Unruhen zu vermeiden. Der Umgang mit 
der schiitischen Bevölkerungsgruppe ist dabei besonders sensibel. Die Hisbollah hat die 
Feuerpause als eigenen Erfolg dargestellt, als Ergebnis ihres „mutigen Widerstands“ gegen 
Israel. Trotz enormer materieller und militärischer Verluste kann sie weiterhin mit der starken 
Unterstützung ihrer Basis rechnen. Um Spannungen zu vermeiden, sollte die Schuldfrage 
nicht in den Vordergrund rücken. Vielmehr gilt es, das „Wir-Gefühl“ zu stärken und alle 
gesellschaftlichen Gruppen in den Wiederaufbau einzubinden. 

Wirtschaftlich steht der Libanon vor der Mammutaufgabe des Wiederaufbaus. 
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Wirtschaftlich steht der Libanon vor der Mammutaufgabe des Wiederaufbaus. Wohnhäuser, 
Schulen, Krankenhäuser, Straßen und Märkte wurden großflächig zerstört, und die 
systematische Verbrennung von Agrarflächen und Wäldern durch die israelische Armee hat 
weite Teile des Landes unbewohnbar gemacht. Laut Berichten libanesischer und arabischer 
Medien haben die USA ihre Bereitschaft signalisiert, sich am Wiederaufbau zu beteiligen. 
Es ist essenziell, diesen Prozess schnell und transparent zu gestalten, um Vertrauen zu 
schaffen. 

Militärisch muss die libanesische Armee rasch gestärkt werden, um ihre neuen Aufgaben 
zu erfüllen. Dazu gehören die dringend benötigte Unterstützung bei der Ausbildung von 
Personal und die technische Aufrüstung. Die Armee ist derzeit schwächer als die Hisbollah, 
die sie kontrollieren soll. Diese strukturellen Defizite müssen behoben werden, um den 
langfristigen Erfolg der Waffenruhe sicherzustellen. 

Es bleibt abzuwarten, wie kompromissbereit die Hisbollah tatsächlich ist. Ihre Haltung 
könnte entscheidend für das zukünftige politische Klima im Libanon sein. Eine mangelnde 
Bereitschaft zu Kompromissen birgt das Risiko, Spannungen zwischen den verschiedenen, 
teils noch bewaffneten, politischen Gruppierungen im Land zu verschärfen – eine reale 
Gefahr, die viele Libanesen heute fürchten. Die Zeit nach der Waffenruhe wird daher eine 
politisch äußerst sensible Phase, in der internationale Unterstützung von entscheidender 
Bedeutung sein wird. Deutschland sollte diese Entwicklungen eng begleiten und dem 
Libanon nicht nur finanzielle, sondern auch politische und moralische Unterstützung bieten. 

Der jetzige Waffenstillstand kann auch sehr schnell wieder brüchig werden. Es besteht das 
Risiko, dass es zur Wiederaufnahme von Kampfhandlungen kommt. Erste kleinere 
Zwischenfälle weisen darauf hin, dass dies nicht völlig ausgeschlossen ist. Die Feuerpause 
im Libanon zeigt jedoch auch, dass politische Verhandlungen und Diplomatie noch 
erfolgreich sein können – ein wichtiger Lichtblick in einer Zeit, in der das Vertrauen in solche 
Lösungen schwindet. Das Abkommen könnte den Weg für weitere politische Verhandlungen 
ebnen, insbesondere in Gaza. Der jüngste Besuch einer ägyptischen Delegation in Katar 
zur Wiederaufnahme der Verhandlungen über Gaza ist eine direkte Folge der Feuerpause 
im Libanon. 

Umso dringender ist es, dass Deutschland und die internationale Gemeinschaft alles 
daransetzen, damit die Feuerpause im Libanon anhält und zu einem dauerhaften Frieden 
zwischen den Konfliktparteien führen kann. 

 
Merin Abbass, Beirut 

Merin Abbass leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung im Libanon. Zuvor war er Leiter 
des FES-Büros in Libyen. Er hat Politikwissenschaften und Internationale Beziehungen in 
Deutschland und England studiert. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/fragile-feuerpause-
7951/?utm_campaign=de_40_20241128&utm_medium=email&utm_source=newsletter 
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02) Gefangen in der Eskalationsspirale. Abschreckung soll den Gegner zu  
      Zurückhaltung bewegen – kann aber als Aggression wahrgenommen  
      werden. Gibt es einen Ausweg aus dem Dilemma? 
 
      Von Johann Ivanov 
 
28.11.2024  

 
Russischer Test einer Interkontinentalrakete im Oktober 2024: Abschreckung findet im Kopf 
des Opponenten statt.- picture alliance / Associated Press  

Wahrscheinlich werden Historiker erst nach Dekaden einen passenden Begriff für die 
heutige Zeit finden. Zu viel ist gerade in Bewegung, zu wenig hat sich vollends materialisiert. 
Neue Ost-West-Konfrontation, Kalter Krieg 2.0, Ende des regelbasierten Systems oder 
Beginn der multipolaren Weltordnung? An Ideen wird es nicht mangeln; an Versuchen, 
Parallelen zu früheren Zeiten zu ziehen, sicherlich auch nicht. Manche Begriffe, die nach 
vergangenen Epochen klingen, werden aber absehbar die strategischen Debatten der 
kommenden Jahre prägen. „Abschreckung“ ist ein solcher Begriff. 

Gründe dafür gibt es viele und die prominentesten liegen auf der Hand. Die vergangenen 
zehn Jahre waren von zwei großen Brüchen in der europäischen Sicherheitsordnung 
gekennzeichnet: von Russlands Annexion der Halbinsel Krim im Jahr 2014 und vom Überfall 
auf die Ukraine im Jahr 2022, der die „Zeitenwende“ in der deutschen Politik eingeläutet hat. 
Bereits in den Jahren zuvor hatte sich eine Verschlechterung in den Beziehungen zwischen 
Russland und dem Westen abgezeichnet. Aus dem, was passiert ist, und dem, was in 
Zukunft verhindert werden soll, speist sich der gegenwärtige Abschreckungsdiskurs. 

Dabei ist Abschreckung als Konzept heimisch in den Hochzeiten des Kalten Krieges (ihr 
Ursprung geht in die Antike zurück). NATO-Atomwaffen sollten den konventionell 
überlegenen Warschauer Pakt von einem Angriff auf Westeuropa abhalten. Heute 
funktioniert Abschreckung unter anderen Vorzeichen: Ein konventionell und technologisch 
unterlegenes Russland schreckt mit seinem taktischen und strategischen Nukleararsenal 
die NATO davor ab, im Krieg in der Ukraine militärisch zu intervenieren. 

Nukleare Abschreckung funktioniert, indem Land A von einer Handlung gegen Land B 
abgehalten wird, da B die Konsequenzen klar und glaubwürdig signalisiert. A berücksichtigt  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/johann-ivanov/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/stockende-zeitenwende-7461/
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diese bei seiner Entscheidung, wodurch es auf die Handlung verzichtet. Der 
Abschreckungsdiskurs ist auf strategischer Ebene, dem Einsatz von Atomwaffen, 
angesiedelt, wuchert aber auch in den konventionellen und ökonomischen Bereich hinein. 
Der Vordenker der US-Nuklearstrategie Thomas C. Schelling definierte Abschreckung als 
die Verhinderung einer Handlung durch Androhung von Konsequenzen. Trotz seiner 
Bedeutung fristet dieses Thema heute ein Nischendasein. 

Die Realität der Abschreckung ist weitaus komplexer als ihre spieltheoretischen Kosten-
Nutzen-Kalkulationen. 

Die Realität der Abschreckung ist weitaus komplexer als ihre spieltheoretischen Kosten-
Nutzen-Kalkulationen. Konflikte sind geprägt von Freund-Feind-Denken, von sprachlich und 
sozial konstruierten historischen Feindbildern und großem Misstrauen. „Othering“ verhärtet 
die Fronten, diskursive Grenzen erschweren Verständnis für die Gegenseite. Aktionen der 
anderen Seite werden oft als Bedrohung wahrgenommen, Paranoia dominiert politische 
Debatten. Entscheidungsträger überbieten sich mit Härte und Entschlossenheit, statt 
Lösungen zu suchen. Solche Dynamiken erschweren es, Abschreckungsstrategien zu 
entwickeln und Konflikte zu entschärfen. 

Abschreckung wird in einem Kontext entwickelt, in dem Recht weniger zählt als ihre 
Funktionsweise und die Vermeidung des schlimmsten Falls. Die moralische Verurteilung 
der Gegenseite, die oft politische Debatten prägt, kann strategische Überlegungen 
vernebeln und zu Fehlschlüssen führen. Solche Verzerrungen behindern effektive 
Abschreckungsstrategien und erschweren das Konfliktmanagement. 

Abschreckung erfordert Verständnis für die Psychologie der Gegenseite und die 
Wahrnehmung von Diskursveränderungen im Konfliktverlauf. Sie funktioniert durch 
strategische Empathie: Die Kenntnis der Ängste und Sorgen der anderen Seite hilft, 
Handlungen zu vermeiden, die diese Ängste schüren könnten. Dabei ist es besonders 
wichtig zu verstehen, dass Abschreckung im Kopf des Opponenten stattfindet. In 
Konfliktsituationen mit zerstörtem Vertrauen ist es aber schwierig, Entschlossenheit zu 
signalisieren, die nicht als eine Form der Aggression wahrgenommen werden könnte. 

Im aktuellen Krieg in der Ukraine betrachtet Russland möglicherweise eine militärische 
Konfrontation mit der NATO als bereits im Gange. 

Im aktuellen Krieg in der Ukraine betrachtet Russland möglicherweise eine militärische 
Konfrontation mit der NATO als bereits im Gange. Hinweise darauf liefern Beiträge 
russischer außenpolitischer Akteure und Kommentare in Medien, die auch westliches 
Publikum beeinflussen sollen. Diese Perspektive ist für russische Eliten wirkmächtig, 
unabhängig von westlicher Kritik. Wenn eine Seite glaubt, sich im Krieg zu befinden, die 
andere dies aber leugnet, beeinflusst dies die Organisation und die Instrumente von 
Abschreckung. 

Diese Asymmetrie in der Interpretation der aktuellen Lage kann zu unterschiedlichen 
Risikoeinschätzungen auf beiden Seiten führen. Wenn der Westen glaubt, sich weit genug 
von einer direkten militärischen Auseinandersetzung mit Russland zu befinden, kann er 
tendenziell zu größeren eskalativen Schritten (aus Sicht Russlands) bereit sein. Darunter 
fällt auch die Entscheidung, den Einsatz von ballistischen Raketen des Typs ATACMS (aber 
auch die Marschflugkörper Storm Shadow beziehungsweise SCALP) auf Ziele in Russland 
freizugeben oder perspektivisch Marschflugkörper des Typs JASSM (mit einer Reichweite,  

 

https://www.britannica.com/money/Thomas-Schelling
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je nach Konfiguration, von circa 1 000 Kilometern) an die Ukraine weiterzugeben. Wladimir 
Putin hat angedeutet, diese Entwicklung als eine direkte Kriegsbeteiligung des Westens zu 
betrachten. 

Der wiederholte Einsatz solcher Raketen durch die Ukraine erhöht die Kriegskosten für 
Russland. Das Ziel ist, eine Verhaltensänderung zu bewirken. Das kann aber auch dazu 
führen, dass Russland versuchen könnte, die Kosten für die Ukraine und den Westen 
hochzutreiben. Dies kann von einer Reihe neuer hybrider Aktionen, einer Eskalation auf 
dem Schlachtfeld – wie dem jüngsten Einsatz einer experimentellen IRBM Oreshnik mit 
mehrfachen Gefechtsflugkörpern gegen Ziele im ukrainischen Dnipro, wie zusätzlichen 
Angriffen auf zivile Infrastruktur oder der Weitergabe moderner Antischiffsraketen P-800 
Oniks an Rebellengruppen im Roten Meer – bis zur Wiederaufnahme von Atomwaffentests 
reichen.  

Wenn Russland glauben sollte, dass seine Abschreckung nicht mehr funktioniert, weil es 
wiederholten Angriffen mit Raketen ausgesetzt ist, die ohne größere Kosten für den Westen 
ablaufen, könnte es eine massive Eskalation oder Ausweitung des Konflikts suchen, um 
eine glaubwürdige Abschreckung wiederherzustellen. Letzteres kann auch weitere escalate 
to de-escalate-Aktionen bedeuten. 

Bei solch einer dynamischen und angespannten Situation kann es immer wieder Momente 
der Fehlkalkulation und Fehlinterpretation geben. 

Bei solch einer dynamischen und angespannten Situation kann es immer wieder Momente 
der Fehlkalkulation und Fehlinterpretation geben. Dann können schnell Automatismen 
greifen – der Point of no Return. Informationen auf beiden Seiten werden nie perfekt sein. 
Die Ziele einer Policy und ihre Konsequenzen können unter Stress auseinanderfallen. 
Abschreckung als Strategie der Konfliktverhinderung kann dann ins Gegenteil abdriften und 
zu Konflikteskalation beitragen. 

Das Spannungsverhältnis von Abschreckung und strategischer Stabilität einerseits und der 
Beteiligung an einem bewaffneten Konflikt andererseits, kann zur Auflösung eben dieser 
strategischen Stabilität zwischen NATO und Russland beitragen. Aber auch längerfristig 
ausgerichtete Schritte der Abschreckung können (in einem übergeordneten diskursiven 
Rahmen des Misstrauens und der Feindschaft) zu einer Verstetigung und Verschärfung des 
Konflikts beitragen.  

Die zentrale Aufgabe der NATO, entsprechend des Strategic Concept 2022, ist deterrence 
and defence. Auch die deutsche Sicherheitsstrategie betont diesen Ansatz. Der Ausbau 
militärischer Infrastruktur, so auch die geplante Stationierung der sogenannten Long Range 
Fires (darunter auch Hyperschallwaffen wie Dark Eagle) in Deutschland durch die USA, die 
Anschaffung neuer Plattformen wie F-35 und eine höhere Anzahl von Manövern, sind eine 
Form der Selbstvergewisserung nach innen und eine Signalisierung von Entschlossenheit 
nach außen. 

Letztere Komponente muss bei Russland nicht zwangsläufig den seitens der NATO 
erwünschten Effekt erzeugen – nämlich Zurückhaltung. Die Beteuerungen des 
Verteidigungsbündnisses, dass ihre Aktionen nicht gegen Russland gerichtet sind, werden 
unter heutigen Bedingungen noch mehr auf taube Ohren in Moskau stoßen als noch in den 
Jahren zuvor. Vielmehr können diese auf Abschreckung ausgerichteten Maßnahmen der 
NATO zu einer gesteigerten Wahrnehmung der Unsicherheit führen – und zu Aktionen 
Russlands mit dem Ziel, diese Unsicherheit zu reduzieren beziehungsweise die 
Unsicherheit der anderen Seite zu steigern. 
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Dies erfolgt beispielsweise durch den Aufbau russischer Kapazitäten, die Stationierung von 
Atomwaffen an den Grenzen der NATO, die Zunahme von Übungen der Atomstreitkräfte, 
die Entwicklung neuer Trägersysteme oder die Vertiefung von neuen Bündnissen. Auch der 
Bereich der sogenannten „esoterischen Superwaffen“ wie dem Hyperschallgleiter 
Avangard, die nuklear bestückte Poseidon-Unterwasserdrohne und der nuklear betriebene 
Marschflugkörper Burewestnik gehören zum Aufbau des Abschreckungspotenzials. 

Es ist heute besonders wichtig zu erkennen, dass Maßnahmen, die auf Abschreckung 
zielen, nicht zwangsläufig den gewünschten deeskalierenden Effekt haben müssen. 

Der Versuch der NATO, angesichts des Krieges in der Ukraine über Selbstvergewisserung 
nach innen und Entschlossenheit nach außen für sich selbst mehr Sicherheit zu generieren, 
führt letztlich zu einem Sicherheitsdilemma. Dies kann zu einer stetigen Steigerung von 
Potenzialen und Drohungen, einer Aufrüstungs- und Eskalationsspirale führen. Eben weil 
Russland im Glauben sein könnte, sich bereits in einem Krieg mit der NATO in der Ukraine 
zu befinden, können politische Forderungen nach dem Einsatz von Waffen gegen 
russisches Territorium (etwa von Taurus-Marschflugkörpern) zu einer schnelleren 
Eskalation und Kulmination in Form direkter Kampfhandlungen zwischen Russland und 
NATO führen. 

Die Entscheidung zum Aufbau neuer militärischer Infrastruktur, eine konfrontative Haltung, 
wird auf Jahrzehnte die Beziehungen zwischen der NATO und Russland prägen – an 
Verbesserung ist kaum zu denken. Bestenfalls wird sie in mehreren Jahren, nachdem 
zumindest der militärische Teil des Konflikts in der Ukraine vorüber sein dürfte, in die 
Debatten um Rüstungskontrolle und Abrüstung einfließen und ein Verhandlungspfand 
werden. 

Für politische Entscheidungsträger ist es heute besonders wichtig zu erkennen, dass 
Maßnahmen, die auf Abschreckung zielen, nicht zwangsläufig den gewünschten 
deeskalierenden Effekt haben müssen. Wenn die andere Seite diese Schritte als Bedrohung 
für ihre Sicherheit wahrnimmt oder sich bereits im Krieg sieht, könnten sie vielmehr die 
Reste der strategischen Stabilität zwischen beiden Seiten unterminieren. 

Was hieraus folgen muss, ist eine vertiefte Debatte und Reflexion um strategische 
Interessen und gegebenenfalls eine Anpassung und Rekalibrierung dieser Interessen vor 
dem Hintergrund einer sich weiter verschärfenden sicherheitspolitischen Lage. Innezuhalten 
und sich Zeit für qualitativ hochwertige Entscheidungen zu nehmen, die sowohl kurzfristige 
Dynamiken als auch langfristige Entwicklungen reflektieren, ist das Gebot der Stunde.  

 
Johann Ivanov, Berlin 
 
Johann Ivanov ist Referent der Friedrich-Ebert-Stiftung für den Bereich Frieden und 
Sicherheit. Zuvor war er Büroleiter der FES in Ghana und stellvertretender Leiter der FES 
in Indien. 
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03) Fest anschnallen. Trumps Nahost-Politik ist unberechenbar und voller  
      Widersprüche. Könnte ausgerechnet sein unkonventioneller Ansatz zu  
      Frieden führen? 
 

      Von Clemens Starke & Marcus Schneider 

 

26.11.2024 

  
100 Prozent Vollgas: Wohin steuert Trumps Nahost-Politik? - picture alliance /newscom/Kevin Dietsch  

Die Wahlkampagne von Donald Trump wurde von einigen unerwarteten Äußerungen des 
zukünftigen US-Präsidenten begleitet. In einer Zeit, in der die israelischen Militäroperationen 
im Gazastreifen und im Libanon auch in den USA stark polarisieren und in der viele 
arabisch-amerikanische Wähler von der pro-israelischen Haltung der Biden-Harris-
Administration zutiefst enttäuscht waren, betonte Trump wiederholt sein Ziel, Frieden in die 
Region zu bringen. Dabei warb er aktiv um Stimmen aus der arabischen Community, 
insbesondere in wichtigen Swing States wie Michigan. 

Dennoch bleibt unklar, wie Trumps zukünftige Nahost-Politik, etwa in Bezug auf Gaza, 
konkret aussehen wird und ob sie tatsächlich einen anderen Weg als den der Biden-
Administration einschlagen wird. Zwar erhielt Trump starke Unterstützung aus dem 
konservativen, pro-israelischen Lager, doch scheint er die andauernden Konflikte in Gaza 
eher als PR-Problem für Israel denn als humanitäre Katastrophe für die Palästinenser zu 
betrachten. Zugleich kündigte er bereits harte Maßnahmen gegen die palästinensische 
Solidaritätsbewegung an. 

Trumps erste Personalentscheidungen für sein zukünftiges Kabinett deuten in eine ähnliche 
Richtung: Der designierte Außenminister Marco Rubio hat sich bisher entschieden gegen 
eine Waffenruhe in Gaza ausgesprochen. Der künftige CIA-Direktor John Ratcliffe kritisierte 
die Biden-Administration scharf für ihren angedrohten Stopp von Waffenlieferungen nach  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/clemens-starke/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/marcus-schneider/
https://www.politico.com/news/2024/10/23/harris-arab-americans-michigan-00184035
https://apnews.com/article/trump-mideast-netanyahu-israel-gaza-iran-wars-2e37305522d19bdc34e956586cce99bd
https://apnews.com/article/trump-mideast-netanyahu-israel-gaza-iran-wars-2e37305522d19bdc34e956586cce99bd
https://www.nytimes.com/2024/11/07/us/politics/trump-arab-american-jews.html
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https://www.middleeasteye.net/news/donald-trump-middle-east-foreign-policy
https://www.bbc.com/news/articles/cvg5kzk42xdo
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Israel angesichts der Lage in Gaza. Mike Huckabee, der zukünftige US-Botschafter in Israel, 
negierte nicht nur jegliche palästinensische Selbstbestimmung, sondern stellte sogar die 
Existenz einer eigenständigen palästinensischen Identität grundsätzlich infrage. 

Während Trump bei seinem ersten Wahlsieg noch selbst überrascht schien und seine 
damalige Regierung von häufigem Entlassungen, Personalwechseln, Skandalen und 
Widersprüchen geprägt war, setzt er im Vorfeld seiner zweiten Amtszeit auf Loyalität und 
bekannte Gesichter. Das Gewicht der etablierten neokonservativen Regimewechsel-
Befürworter und Generäle nimmt ab, während loyale „CEOs and businessmen“ eine 
zunehmend zentrale Rolle einnehmen. Gleichzeitig scheinen die Falken im zukünftigen 
Kabinett wie Rubio zum Teil einige ihrer interventionistischen Positionen abzumildern. 

Dieser Trend fügt sich in das Playbook Trump’scher Außenpolitik ein, bestehend aus einer 
Abkehr von Idealen und Werten – seien es Menschenrechte oder Demokratie –, wie sie 
traditionell als Vorwand republikanischer Interventionspolitik dienten, und einer Hinwendung 
zu einer Deal-orientierten Mentalität taktischer Tauschgeschäfte. 

Der künftige Einfluss der Golf-Araber ist eine der großen Unbekannten. 

Die konzeptionelle Grundlage ist eine Politik des „Friedens durch Stärke“ beziehungsweise 
des „maximum pressure“, wie Robert O’Brien, letzter Nationaler Sicherheitsberater (2019–
2021) der ersten Trump-Administration in einem viel-beachteten Foreign Affairs-Artikel 
ausführt: Maximaler Druck schrecke Kontrahenten ab, beende alte und verhindere neue 
Kriege, fordere ein stärkeres Engagement von US-Verbündeten ein, lasse diesen aber auch 
mehr Verantwortung zuteilwerden. Jason Greenblatt, ehemaliger Nahost-Gesandter unter 
Trump, illustriert die Umsetzung dieser Politik am Beispiel Irans: maximaler Druck über 
Sanktionen und Abschreckung gegenüber Iran einerseits, auch, um Teheran zu einem 
Umlenken seiner Politikentscheidungen sowie der seiner Proxies zu bewegen, und 
andererseits ein stärkeres Einfordern von mehr Engagement durch lokale US-Verbündete 
wie Saudi-Arabien. 

Dass dieser Ansatz nicht nur die Sichtweise ehemaliger Trump-Regierungsmitglieder 
widerspiegelt, unterstreicht Brian Hook, der frühere Iran-Gesandte der ersten Trump-
Administration und derzeit verantwortlich für den Transitionsprozess im US-
Außenministerium. Auch er sieht Iran mit seinem Regime und seiner revolutionären 
Ideologie als die Hauptquelle für Instabilität nicht nur am Persischen Golf, sondern in der 
gesamten Region. Trump habe zwar kein Interesse an einem Regimewechsel, dies sei 
letztlich eine Entscheidung des iranischen Volkes. Jedoch werde die kommende Trump-
Regierung Iran diplomatisch und wirtschaftlich isolieren, nicht zuletzt um ein Zeichen an 
andere Feinde Amerikas zu senden. 

Anders als seine erste Administration stößt Trumps Iranpolitik nun jedoch auf eine 
veränderte regionale Gemengelage. Während es den regionalen US-Verbündeten, allen 
voran Riad und Abu Dhabi, damals noch darum ging, Iran maximal zu isolieren, ist seit 
einigen Jahren eine aktiv herbeigeführte Annäherung festzustellen. Insbesondere Saudi-
Arabien könnte fürchten, dass eine zu antagonistische Iranpolitik die Kriegsgefahr auch am 
Golf erhöht – mit fatalen Auswirkungen auf die eigene Stabilität. Der künftige Einfluss der 
Golf-Araber ist eine der großen Unbekannten. Während die Saudis mit Biden fremdelten, 
gilt Trump als Partner, mit dem sich reden lässt. 

In Washington zeichnet sich jedoch ein möglicher Konflikt der Einflussnahmen ab. Auf der 
einen Seite steht Israel, welches die Hardliner in der Trump-Administration unterstützt und  
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Seite E 10 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 

eine maximal konfrontative Iranpolitik befürwortet. Auf der anderen Seite Saudi-Arabien, das 
ein Amerika bevorzugt, welches die Islamische „Schwester-Republik“ Iran durch 
pragmatisches, transaktionales Dealmaking einhegt, anstatt auf Eskalation zu setzen. 

Ideologische Konsistenz dürfte in der zweiten Trump-Regierung kaum zu erwarten sein. 

Das in dieser Logik eher der saudischen Sicht zuneigende isolationistische Lager, in erster 
Linie verkörpert durch den zukünftigen US-Vizepräsidenten  J.D. Vance, kann keineswegs 
als Iran-freundlich bezeichnet werden. Ausgehend von einer America First-Haltung lehnt es 
einen Krieg mit dem Mullah-Regime als einen weiteren forever war jedoch ab. Das 
amerikanische und das israelische Interesse stehen hier konträr zueinander. Vance 
argumentiert, dass US-Außenpolitik „smart“ sein müsse, indem sie nicht überall durch 
Truppenpräsenz agiere, sondern die Entwicklungen in der Region strategisch gestalte – 
etwa durch diplomatische Initiativen wie die Abraham Accords aus Trumps erster Amtszeit. 

Damals schlossen vier arabische Länder Frieden mit Israel, was auch als erster Schritt hin 
zu einer Normalisierung zwischen Israel und Saudi-Arabien gesehen wurde – allerdings 
unter weitgehender Marginalisierung der Palästinenser. Das Feiern solcher Megadeals ist 
exemplarisch für die Trump’sche Herangehensweise. Auch mit dem Iran, den Trump nach 
eigener Aussage „sehr erfolgreich“ sehen möchte, könnte ein ähnlicher Deal angestrebt 
werden. Die mögliche Einbindung von Elon Musk in die zukünftige Iranpolitik deutet auf 
einen kreativen, möglicherweise unkonventionellen Ansatz hin. Die zentrale Frage bleibt 
jedoch, welche Substanz einen solchen Deal untermauern könnte. 

Während das neokonservative Lager der Falken an Einfluss eingebüßt hat, zeigt sich sein 
Fortbestehen dennoch in Gestalten wie Jared Kushner. Der frühere Berater und 
Schwiegersohn Trumps, einer der Architekten der Abraham Accords, zog sich zwar 2021 
offiziell aus der Politik zurück und hat erklärt, kein Amt in der nächsten Regierung 
anzustreben. Dennoch könnte er als informeller Berater zurückkehren. Kushner steht 
sinnbildlich für jene Fraktion, die in klassisch neokonservativer Manier die Gelegenheit 
gekommen sieht, die Region im israelisch-amerikanischen Sinne radikal umzugestalten. 
Seine öffentlich geäußerten Vorstellungen für eine Nachkriegsordnung sind ebenso 
erschreckend wie ambitioniert: So schlug er vor, den Konflikt in Gaza durch die Vertreibung 
der Palästinenser nach Ägypten und eine Annexion der Westbank zu „lösen“. Zudem sei 
jetzt der Zeitpunkt gekommen, das iranische Nuklearprogramm militärisch zu zerstören. 
Eine solche Strategie könnte jedoch genau das Gegenteil von End Forever Wars bewirken 
und die Region weiter destabilisieren. 

Ideologische Konsistenz dürfte in der zweiten Trump-Regierung kaum zu erwarten sein. 
Israel gegen Saudi-Arabien, America First gegen Neokonservative – und dazwischen 
zahlreiche machtbewusste Akteure mit starken Egos. Über all dem steht ein als erratisch 
bekannter Präsident, der zwar als kriegsavers gilt, aber zugleich einen Hang zu 
transaktionalen Lösungen und großen Inszenierungen hat. 

Der Personality-Faktor in der Politik kommt den Familienregimen im Nahen Osten durchaus 
entgegen, da er diese dort abholt, wo sie selbst stehen. Ein Beispiel dafür ist die Hoffnung 
im Libanon, dass die familiären Verbindungen von Trumps Tochter Tiffany über ihren 
Ehemann Michael Boulos, der libanesische Wurzeln hat, auch Donald Trump für die von 
Israel attackierte Zedernrepublik einnehmen könnten. Entsteht hier möglicherweise eine 
„Schlacht der Schwiegersöhne“ – Kushner gegen Boulos? Nahost-Politik als Familienaffäre. 

Der Personality-Faktor in der Politik kommt den Familienregimen im Nahen Osten durchaus 
entgegen. 
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Die derzeitige Transitionsperiode scheint jedoch vor allem Israel zu begünstigen. Trump 
hatte einst Netanjahu zugerufen: „Finish the job!“ Dieser Satz scheint der nun per Haftbefehl 
gesuchte mutmaßliche Kriegsverbrecher durchaus als Gelegenheitsfenster wahrzunehmen, 
vollendete Tatsachen zu schaffen. In Nord-Gaza setzt die israelische Armee offen auf 
ethnische Säuberung, während im Libanon zunehmend eine Politik der verbrannten Erde 
verfolgt wird. 

Ein mögliches Ziel dieser Eskalation könnte sein, Trump bei seiner Amtseinführung die 
Bühne zu bereiten, sich als Friedensbringer zu inszenieren – um so unter dem Deckmantel 
diplomatischer Lösungen israelische Interessen weiter mit US-Unterstützung abzusichern. 
Genauso könnte dem israelischen Premier jedoch daran gelegen sein, Trump entgegen 
dessen isolationistischer Tendenzen mit dem Fait accompli einer außer Kontrolle geratenen 
Eskalation mit Iran zu konfrontieren. Für einen umfassenden Krieg, der das iranische 
Nuklearprogramm entscheidend zurückwirft, wäre Israel auf die militärische Unterstützung 
der USA angewiesen. 

Es sind diese Widersprüche, die die künftige Nahost-Politik Trumps so schwer vorhersagbar 
machen. Anders als in seiner ersten Amtszeit fehlen nun die sogenannten adults in the 
room, die damals die problematischsten Instinkte des Präsidenten in Bahnen lenkten, die 
den langfristigen Interessen der USA als Welthegemonialmacht entsprachen. Ein Stück weit 
kultiviert das Trump-Lager diese Unberechenbarkeit des neuen, alten US-Präsidenten 
sogar bewusst – als strategischen Trumpf gegenüber seinen Gegnern. 

Gleichzeitig muss festgehalten werden, dass auch die in der Eigenwahrnehmung 
wertebasierte und berechnende Nahost-Politik Joe Bidens weder die regionale Eskalation 
noch humanitäre Katastrophen verhindern konnte. Die nahezu totale ideologische 
Selbstaufgabe Amerikas zugunsten israelischer Interessen hat die Weltmacht auf 
internationaler Ebene isoliert. 

Von Trump ist keine großsprecherische Beschwörung einer „regelbasierten Weltordnung“ 
zu erwarten – ein Konzept, das in der Region ohnehin als Heuchelei gebrandmarkt ist. 
Weniger Ideologie und mehr pragmatischer Transaktionalismus könnten in der Theorie eine 
tragfähige Alternative sein. Die Gefahr besteht jedoch darin, dass dieser Transaktionalismus 
zu einer Politik mit viel Bling-Bling, aber wenig Substanz verkommt. Harte 
Interessenskonflikte in der Region lassen sich nicht einfach übertünchen. 

Zudem bergen Trumps erratische Persönlichkeit, die absehbare Schlacht der Egos 
innerhalb seiner Regierung und seine Anfälligkeit für externe Einflussnahmen das Risiko, 
dass es an einer kohärenten Nahost-Strategie mangeln könnte. Für die Akteure der Region 
bleibt nur eines: Fest anschnallen, es wird holprig. 

 
Marcus Schneider, Beirut 
 
 
 

https://www.haaretz.com/us-news/2024-03-17/ty-article/.premium/trump-on-israel-gaza-war-id-tell-netanyahu-to-finish-it-up-and-do-it-quickly/0000018e-4d59-dca4-ad8e-edffe0df0000
https://www.haaretz.com/opinion/editorial/2024-11-10/ty-article-opinion/netanyahus-ethnic-cleansing-is-on-display-for-all-to-see/00000193-12ac-d3a2-a3d7-5bed1d8d0000
https://ecfr.eu/article/dangerous-manoeuvres-how-israel-and-iran-are-preparing-for-trump-2-0/
https://ecfr.eu/article/dangerous-manoeuvres-how-israel-and-iran-are-preparing-for-trump-2-0/
https://www.vox.com/politics/386299/trump-administration-coalition-economic-foreign-policy
https://worldcrunch.com/world-affairs/trumps-foreign-policy-comeback
https://worldcrunch.com/world-affairs/trumps-foreign-policy-comeback
https://www.nytimes.com/2024/11/15/world/middleeast/trump-will-encounter-a-very-different-middle-east-in-his-second-term.html
https://www.nytimes.com/2024/11/15/world/middleeast/trump-will-encounter-a-very-different-middle-east-in-his-second-term.html
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Marcus Schneider leitet das FES-Regionalprojekt für Frieden und Sicherheit im Mittleren 
Osten mit Sitz in Beirut, Libanon. Zuvor war er für die FES unter anderem als Leiter der 
Büros in Botswana und Madagaskar tätig. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/fest-anschnallen-

7941/?utm_campaign=de_40_20241126&utm_medium=email&utm_source=newsletter 

 

04) „Viele Länder im Globalen Süden sind bitter enttäuscht“. Verhärtete  
      Fronten: Yvonne Blos aus Baku über die Klimakonferenz in einem  
      Petrostaat und den Streit über die Klimafinanzierung 
 
Interview 

Die Fragen stellte Alexander Isele 

26.11.2024 

 
Eine Erde aus Plastik: Auf der Klimakonferenz in Baku war Protest nur eingeschränkt 

möglich.-picture alliance / Reuters | Maxim Shemetov   

Die Fragen stellte Alexander Isele 

Die UN-Klimakonferenz in Baku wurde gleich zu Beginn von der Ankündigung erschüttert, 
der designierte US-Präsident Trump plane den erneuten Ausstieg aus dem Pariser 
Klimaabkommen. Was bedeutet das für die globalen Anstrengungen gegen den 
Klimawandel? 

Das hat auf inhaltlicher Ebene tatsächlich weniger Auswirkungen, als man annehmen 
würde. Denn zum einen sind die USA unter Trump bereits einmal aus dem Pariser 
Abkommen ausgestiegen, ohne dass andere Länder gefolgt wären. Und zum anderen 
haben sich die USA bei der wichtigsten Frage dieser Konferenz – der Klimafinanzierung – 
auch bereits unter Joe Biden nicht für mehr Ambitionen eingesetzt oder ihren fairen Anteil 
geleistet. Trotzdem konnten wir gleich zu Beginn der Konferenz beobachten, dass der 
argentinische Präsident Javier Milei seine Delegation von der COP29 abgezogen hat. Es 
bleibt also zu befürchten, dass es dieses Mal doch zu einem Domino-Effekt kommen könnte  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
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und weitere, vor allem rechtspopulistisch regierte Länder Trump folgen könnten. Das wäre 
in der Tat fatal, da die UN-Klimarahmenkonvention als wichtiger multilateraler Mechanismus 
bisher erstaunlich krisenfest ist. 

Mehrere wichtige Staatsoberhäupter wie Bundeskanzler Olaf Scholz, Frankreichs 
Präsident Emmanuel Macron und Brasiliens Präsident Lula da Silva blieben der 
Klimakonferenz fern. Wie sehr hat das die COP29 geschwächt?  

Das hat die Konferenz in der Tat geschwächt. Viele Staats- und Regierungschefs sahen 
diese UN-Klimakonferenz nicht als besonders wichtig an und haben ihren Blick bereits nach 
Brasilien gerichtet, wo nächstes Jahr die COP30 stattfinden wird. Das ist fatal, denn sie 
zeigen damit, dass Klimaschutz und vor allem die Klimafinanzierung keine große Priorität 
für sie haben. Für viele Länder im Globalen Süden ist eine ausreichende Finanzierung 
jedoch überlebenswichtig, um überhaupt Klimaschutz betreiben zu können. Zudem 
schwächte das Fortbleiben vieler Staatschefs auch das politische Momentum in Baku, da 
durch sie oft politische Ankündigungen gemacht werden, die zu einem Durchbruch 
verhelfen. Dies war zum Beispiel auf der COP26 in Glasgow der Fall. Und es schwächt auch 
die COP selbst als eines der wenigen noch funktionierenden multilateralen Foren. Solche 
Foren müssen jedoch gerade in diesen Zeiten zunehmender globaler Polarisierung gestärkt 
werden. 

Die Konferenz fand in Aserbaidschan statt, einem Land, das stark von fossilen 
Brennstoffen abhängig ist. Wie beeinflusst dies die Diskussionen über den Ausstieg 
aus fossilen Energien, der auf der letzten Klimakonferenz beschlossen wurde? 

Die Frage, wie die Emissionen weiter gesenkt werden können, um zurück auf einen 1,5-
Grad-Pfad zu kommen, kam bei dieser Klimakonferenz definitiv zu kurz. Es war von Anfang 
an klar, dass die aserbaidschanische Präsidentschaft in diesem Punkt keine Ambitionen 
hegt. Eigentlich war vorgesehen, dass sich die sogenannten COP-Troika-Länder – 
bestehend aus der aktuellen, der vorherigen und der zukünftigen COP-Präsidentschaft, also 
Aserbaidschan, den Vereinigten Arabischen Emiraten und Brasilien – zusammenschließen, 
um insbesondere auch in diesem Punkt voranzukommen. Jedoch hat Aserbaidschan im 
Gegensatz zu Brasilien kein ambitionierteres nationales Klimaschutzziel vorgelegt. In seiner 
Eröffnungsrede hat Aserbaidschans Präsident Ilham Aliyev zudem für Aufsehen gesorgt, 
indem er die fossilen Energien als „Geschenk Gottes“ bezeichnete. Ohne Führung durch 
die Präsidentschaft wird es schwierig, andere Länder zur Nachbesserung ihrer Klimaziele 
zu bewegen. Bis Februar 2025 sind alle Länder gefordert, ihre nationalen Minderungsziele 
nachzuschärfen. Mit Ausnahme von ganz wenigen Ländern wie Großbritannien, das in Baku 
angekündigt hat, seine Emissionen bis 2035 um 81 Prozent senken zu wollen, gibt es kaum 
Länder, deren Bemühungen hier ausreichend sind. 

In seiner Eröffnungsrede hat Aserbaidschans Präsident Ilham Aliyev zudem für Aufsehen 
gesorgt, indem er die fossilen Energien als „Geschenk Gottes“ bezeichnete. 

Die Festlegung eines klaren Pfades zur Abkehr von fossilen Energien ist leider auch nicht 
Bestandteil der offiziellen Verhandlungsstränge auf den Klimakonferenzen. Im letzten Jahr 
wurde auf der Klimakonferenz in Dubai als Erfolg gefeiert, dass die Abkehr vor fossilen 
Energien im allgemeinen Abschlussdokument explizit gefordert wurde – zusammen mit der 
Verdreifachung der erneuerbaren Energien sowie einer Verdopplung der Energieeffizienz 
bis 2030. Ein solches Dokument war jedoch von der aserbaidschanischen COP-
Präsidentschaft gar nicht vorgesehen. 

 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/draussen-vor-der-tuer-5556/
https://ndcpartnership.org/news/incoming-ndc-partnership-co-chair-brazil-presents-ndc-30-unfccc-calling-global-climate-action
https://www.gov.uk/government/news/uk-shows-international-leadership-in-tackling-climate-crisis
https://unfccc.int/news/cop28-agreement-signals-beginning-of-the-end-of-the-fossil-fuel-era
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Die aserbaidschanische Präsidentschaft war jedoch auch aufgrund der schwierigen 
Menschenrechtslage problematisch, die keinen offenen Protest vor Ort ermöglichte. Hinzu 
kamen mangelhafte Vorbereitung und die fehlende diplomatische Erfahrung mit solchen 
Verhandlungen. Es fehlte somit sowohl am Willen als auch an den Fähigkeiten für eine 
stärkere Verankerung der Abkehr von fossilen Energien. Dadurch hat diese Klimakonferenz 
in diesem wichtigen Bereich Rückschritte gemacht und konnte nicht auf den Beschlüssen 
der letzten COP in Dubai aufbauen. 

Ein Hauptfokus der Konferenz in Baku lag auf Finanzierungsfragen. Werden die 
beschlossenen Klimafinanzierungsziele den Ansprüchen gerecht? 

Zuerst einmal ist es wichtig festzuhalten, dass die Industrieländer eine historische 
Verantwortung gegenüber den Entwicklungsländern haben, die auch klar im Pariser 
Klimaabkommen festgehalten ist. Denn die Entwicklungsländer haben am wenigsten zur 
Klimakrise beigetragen, leiden jedoch am meisten unter ihr. Schon in der Vergangenheit 
sind die Industrieländer dieser Verpflichtung nur unzureichend nachgekommen, denn erst 
verspätet wurden die bereits für 2020 versprochenen 100 Milliarden jährlich für 
Klimafinanzierung bereitgestellt. 

Es ist völlig klar, dass diese Summe unzureichend ist. 

Außerdem ist völlig klar, dass diese Summe unzureichend ist. Einerseits wird der 
Anpassungsdruck in Folge der voranschreitenden Klimakrise immer größer und somit 
kostspieliger. Andererseits nehmen die Schäden und Verluste durch Klimakatastrophen 
immens zu. Und auch wenn der Umstieg auf erneuerbare Energien und die Steigerung von 
Energieeffizienz sich mittlerweile vielerorts wirtschaftlich lohnen, so erfordern diese 
Technologien hohe Anfangsinvestitionen. Schätzungen gehen davon aus, dass 
Entwicklungsländer für diese drei Bereiche mindestens eine Billion US-Dollar jährlich 
benötigen, während Klimaaktivistinnen und -aktivisten aufgrund der historischen Schuld der 
Industrieländer sogar fünf Billionen US-Dollar jährlich fordern.  

Wenn also die Industrieländer eine rasche Minderung der Emissionen und eine Abkehr von 
fossilen Energien auch in den Entwicklungsländern fordern, so muss klar sein, dass dies 
direkt mit der Frage zusammenhängt, wie stark diese dabei unterstützt werden, um dieses 
Ziel zu erreichen. Und es leuchtet auch ein, dass der Globale Süden zu Recht wenig 
kooperativ ist, wenn hier keine verlässlichen und ausreichenden Zusagen gemacht werden. 

Laut der Definition der UN-Klimarahmenkonvention von 1992 gelten viele Länder mit 
mittlerweile hohen Pro-Kopf-Emissionen und Pro-Kopf-Einkommen immer noch als 
Entwicklungsländer, etwa reiche Petrostaaten oder China. 

Offiziell forderte die wichtige Verhandlungsgruppe der Entwicklungsländer (G77 und China) 
1,3 Billionen US-Dollar jährlich bis 2035. Die Industrieländer haben jedoch, vermutlich aus 
Verhandlungstaktik, erst am letzten Verhandlungstag mit 250 Milliarden  US-Dollar jährlich 
eine eigene Zahl für das globale Klimafinanzierungsziel auf den Tisch gelegt. Wichtig ist für 
viele Länder im Globalen Süden jedoch auch die Qualität der Klimafinanzierung. Sie sollte 
aus öffentlichen Mitteln und nicht aus privaten Geldern und Krediten bestehen. Denn dies 
treibt viele Länder in eine noch größere Schuldenkrise. 

Daneben hat eine weitere Debatte um die Klimafinanzierung die Gemüter in Baku erhitzt. 
Denn laut der Definition der UN-Klimarahmenkonvention von 1992 gelten viele Länder mit 
mittlerweile hohen Pro-Kopf-Emissionen und Pro-Kopf-Einkommen immer noch als 
Entwicklungsländer, etwa reiche Petrostaaten oder China. Daher forderte vor allem die EU  

https://www.lse.ac.uk/granthaminstitute/wp-content/uploads/2022/11/IHLEG-Finance-for-Climate-Action-1.pdf
https://climatenetwork.org/2024/09/20/us5trillion-owed-to-global-south-by-global-north-due-to-the-climate-crisis/
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eine Verbreiterung der Geberbasis, die auch solche Länder verpflichtet, zur 
Klimafinanzierung beizutragen. 

Die Fronten waren deshalb verhärtet und die COP29 drohte kurz vor Ende zu scheitern. 
Erst als die Verhandlungen am Samstag in die Verlängerung gingen, haben die 
Industrieländer ihr Angebot auf 300 Milliarden jährlich erhöht. Dies entspricht zwar einer 
Verdreifachung der bisherigen Summe, es deckt aber nur ein Viertel der geschätzten Kosten 
– und die Summe soll auch aus privaten Geldern bestehen können. Zwar wird das 1,3-
Billionen-Ziel auch als Zielgröße erwähnt, jedoch ohne konkrete Verpflichtung. Zudem findet 
sich diesbezüglich auch der Verweis, dass diese höhere Summe sowohl durch 
Industrieländer als auch weitere Länder mobilisiert werden soll. 

Für die Entwicklungsländer hieß es daher in letzter Minute: Take it or leave it. Die 
Industrieländer betonten dabei, dass die Chance auf einen Deal im nächsten Jahr noch 
schlechter sein werde. Zivilgesellschaftliche Akteure aus dem Climate Action Network 
forderten indes in einem offenen Brief die Länder aus dem Globalen Süden auf, die 
Verhandlungen ohne Abschluss zu verlassen. 

Nach mehr als 30 Stunden Verlängerung kam es in den frühen Morgenstunden am Sonntag 
doch noch zu einem Abschluss der Verhandlungen. Viele Länder im Globalen Süden sind 
jedoch über das Ergebnis bitter enttäuscht. So hat der Gipfel zwar den Multilateralismus in 
letzter Minute gerettet. Das geschah jedoch auf Kosten der Entwicklungsländer, die nun bei 
der Bekämpfung der Klimakrise weiterhin ohne ausreichende Unterstützung 
zurechtkommen müssen. So geht weiteres Vertrauen zwischen Globalem Norden und 
Süden verloren, welches gerade in diesen geopolitisch schwierigen Zeiten dringend benötigt 
wird. 

Welche Aspekte des Klimaschutzes kamen bei dieser COP zu kurz?  

Zu Recht wurde der Klimagipfel in Baku von der Frage dominiert, wie viel Geld zukünftig für 
die Klimafinanzierung zur Verfügung steht. Dies ist eine wichtige Grundvoraussetzung für 
globale Klimagerechtigkeit. Mindestens genauso wichtig ist jedoch die Frage, wie die 
Bekämpfung der Klimakrise durch entsprechende qualitative Elemente sozial gerecht 
erfolgen kann. Auch hierzu gab es offizielle Verhandlungen, die jedoch von den 
Diskussionen um das globale Klimafinanzierungsziel überschattet wurden. 

Bei den Verhandlungen zum Thema Gender gab es zu Beginn Rückschritte bei den 
Verhandlungen. Denn einige, vor allem arabische Staaten, lehnten die Formulierung ab, 
dass auch LGBTIQ-Rechte Erwähnung finden sollten. Hier kam es letztlich jedoch zu einem 
erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen, der dezidiert menschenrechtsbasiert ist – ein 
wirklich allzu kleiner Hoffnungsschimmer auf dieser Klimakonferenz. 

Mit dem Just Transition Work Program hat im letzten Jahr in Dubai zum ersten Mal die sozial 
gerechte Gestaltung der Transformation offiziell Eingang in die klimapolitischen 
Verhandlungen gefunden. Da Just Transition immer im lokalen Kontext betrachtet werden 
muss, war es zugegebenermaßen schwierig, hier zu einer Einigung zu kommen. Genauso 
gab es unterschiedliche Vorstellungen, wie unterschiedliche Akteursgruppen in den Prozess 
eingebunden werden sollen. Nichtsdestotrotz gab es gute Vorschläge, die 
Anknüpfungspunkte für die weitere Implementierung boten. Jedoch wurde das Just 
Transition Work Program von einigen Ländern als Faustpfand eingesetzt, um eigene 
Forderungen bei anderen Themen durchzusetzen. Insbesondere Saudi-Arabien hat hierbei 
eine extrem negative Rolle gespielt. Diese Verhandlungen wurden daher auf das nächste 
Jahr vertagt. 

https://www.theguardian.com/environment/2024/nov/23/cop29-wealthy-countries-agree-to-raise-climate-finance-offer-to-300bn-a-year
https://climatenetwork.org/2024/11/23/cop29-ncqg-letters/
https://climatenetwork.org/2024/11/23/cop29-ncqg-letters/
https://www.theguardian.com/environment/2024/nov/24/cop29-climate-finance-deal-criticised-travesty-justice-stage-managed
https://www.theguardian.com/environment/2024/nov/23/revealed-saudi-arabia-accused-of-modifying-official-cop29-negotiating-text
https://www.theguardian.com/environment/2024/nov/23/revealed-saudi-arabia-accused-of-modifying-official-cop29-negotiating-text
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Die Zivilgesellschaft und die Gewerkschaften, die sich auf der Klimakonferenz unermüdlich 
für Just Transition und Klimagerechtigkeit eingesetzt haben, werden weiterhin dafür sorgen, 
dass diese Themen nicht untergehen. Das macht trotz der extrem enttäuschenden 
Ergebnisse aus Baku Hoffnung. Es bleibt zu hoffen, dass auch die COP30-Präsidentschaft 
in Brasilien das so sieht und diese Forderungen in den Mittelpunkt der nächsten 
Verhandlungen rückt. 

 
Yvonne Blos, Berlin 

Yvonne Blos ist Referentin für internationale Klimapolitik bei der Friedrich-Ebert-Stiftung. 
Zuvor hat sie das regionale Klimaprojekt der Stiftung in Asien mit Sitz in Vietnam geleitet 
und war für den Bereich Monitoring und Evaluierung in der internationalen Arbeit der FES 
zuständig. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/viele-laender-im-globalen-sueden-sind-bitter-

enttaeuscht-

7942/?utm_campaign=de_40_20241126&utm_medium=email&utm_source=newsletter 

 
05) Die zersetzende Kraft der Inflation. Kriege, Klimawandel, Pandemie: Krisen  
      sind die neue Normalität und heizen die Preise an. Wo bleibt der  
      wirtschaftliche Katastrophenschutz? 
 

      Von Isabella M. Weber 

19.11.2024

picture alliance / Ikon Images/Gary Waters 

Arbeitslosigkeit schwächt Regierungen. Inflation bringt sie zu Fall. Das hat mir einmal ein 
Regierungsbeamter aus Brasilien gesagt. Aber reiche Länder wie die Vereinigten Staaten  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/isabella-weber/
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haben die politische Zerstörungskraft der Inflation aus dem Blick verloren. Mit den 
herkömmlichen politischen Instrumenten waren wir nicht ausreichend vorbereitet, und die 
Biden-Regierung reagierte zu langsam. Donald Trumps Wiederwahl sollte demokratischen 
Regierungen eine Warnung sein. 

In diesen Zeiten, in denen die Katastrophen – Wirbelstürme, Ausbruch der Vogelgrippe, 
zwei regionale Kriege – sich gegenseitig überlagern, gehören gefährdete Lieferketten 
mittlerweile zum Alltag. Jede Bedrohungslage bringt das Risiko einer Inflation und eine 
Destabilisierungsgefahr für Regierungen mit sich. Solche Krisensituationen sind die neue 
Normalität, und wenn überhaupt etwas aus dem Wahlergebnis in den USA gelernt werden 
muss, dann dies: Wir müssen neue Wege finden, um unsere Gesellschaft und Demokratie 
zu schützen. 

Die plötzliche Nachricht von Kostenschocks wie dem Ausbruch einer Pandemie oder eines 
Krieges eröffnet Unternehmen einen größeren Spielraum, sektorübergreifend 
Preiserhöhungen zu koordinieren. 

Eines der drängendsten Probleme, die es zu lösen gilt, ist, dass viele Wirtschaftszweige 
inzwischen von Großkonzernen beherrscht werden, die aus diesen Einmalereignissen Profit 
schlagen können. In einem demnächst erscheinenden Artikel haben mehrere Co-Autoren 
und ich mit Hilfe von KI und natürlicher Sprachverarbeitung mehr als 130 000 „Earnings 
Calls“ (Webcasts zu den Quartalsberichten) börsennotierter US-Unternehmen analysiert 
und festgestellt, dass Unternehmen koordiniert die Preise erhöhen können, sobald es zu 
Kostenschocks kommt. Dadurch konnten Unternehmen die Auswirkungen der externen 
Schocks, die durch die Corona-Pandemie und den Krieg in der Ukraine verursacht wurden, 
im Großen und Ganzen weitergeben oder verstärken. Mit anderen Worten: Die plötzliche 
Nachricht von Kostenschocks wie dem Ausbruch einer Pandemie oder eines Krieges 
eröffnet Unternehmen einen größeren Spielraum, sektorübergreifend Preiserhöhungen zu 
koordinieren, weil sie wissen, dass ihre Konkurrenten mit hoher Wahrscheinlichkeit 
dasselbe tun werden. 

Skeptiker wenden ein, die Konzernkonzentration sei schon vor der Pandemie hoch gewesen 
und dennoch hätten dieselben mächtigen Unternehmen die Preise über viele Jahre stabil 
gehalten – obwohl die Zinssätze nahe Null lagen. Der Grund dafür war: Wenn ein 
Unternehmen sich unter normalen Umständen für eine Preiserhöhung entscheidet, ohne zu 
wissen, ob seine Konkurrenten nachziehen werden, läuft es Gefahr, Marktanteile an die 
Konkurrenz zu verlieren. So sah die Welt vor der Pandemie aus. Die Globalisierung hatte 
die effizientesten Just-in-Time-Produktionsnetzwerke aller Zeiten hervorgebracht, und unter 
dem Druck des Wettbewerbs hielten selbst Riesenkonzerne die Preise größtenteils stabil. 

Wenn aber Lieferengpässe entstehen, kommt das gesamte Räderwerk zum Stillstand. 
Jeder, der etwas produziert, kann natürlich nur eine begrenzte Anzahl an Produkten 
herstellen. Das bedeutet: Selbst wenn ein Unternehmen die Preise anhebt, können die 
Wettbewerber nicht einfach ihr Angebot erhöhen, um ihm seine Marktanteile streitig zu 
machen. Außerdem weiß jedes Wirtschaftsunternehmen, dass die logische Reaktion auf 
einen Preisschock eine Preiserhöhung ist. Preiserhöhungen sind jetzt eine sichere Sache 
und für Unternehmen, die auf Gewinnmaximierung ausgerichtet sind, eine rationale 
Konsequenz. 

Im Zuge der Corona-Krise gelang es den meisten Unternehmen, ihre höheren Kosten an 
die Verbraucher weiterzugeben und ihre Gewinnspannen zu halten, wobei einige Konzerne 
ihre Margen sogar noch steigern konnten. Selbst wenn Unternehmen nach einem 
Kostenschock ihre Gewinnmargen lediglich stabil halten, steigen ihre Gewinne. Das leuchtet  

https://www.chicagobooth.edu/review/rising-corporate-concentration-continues-100-year-trend
https://scholarworks.umass.edu/entities/publication/c7155aaf-40b6-4da4-8d36-15556100ee7e
https://scholarworks.umass.edu/entities/publication/c7155aaf-40b6-4da4-8d36-15556100ee7e
https://www.elgaronline.com/view/journals/ejeep/21/2/article-p309.xml
https://www.elgaronline.com/view/journals/ejeep/21/2/article-p309.xml
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ein, wenn man sich klarmacht, dass für ein teureres Haus auch dann höhere 
Maklergebühren anfallen, wenn die prozentualen Konditionen dieselben sind. Konzernchefs 
wissen um diesen Sachverhalt. Genau deshalb konnten wir feststellen, dass bei großen 
Kostenschocks, die die gesamte Wirtschaft treffen, Führungskräfte durchaus optimistisch 
klingen. 

Massive Schocks können für die direkt betroffenen Sektoren sogar eine gute Nachricht sein. 

Massive Schocks können für die direkt betroffenen Sektoren sogar eine gute Nachricht sein. 
Nehmen wir das Beispiel Öl. Als die Nachfrage über Nacht einbrach, weil die Menschen 
während der Lockdowns zu Hause blieben, waren die Fossilbrennstoffunternehmen 
plötzlich mit einem nie dagewesenen Nachfrageeinbruch konfrontiert und schlossen einige 
ihrer kostenintensivsten Ölfelder und Raffinerien. Als die Nachfrage sich wieder erholte, kam 
es deshalb zu einer Verknappung, die zu Rekordmargen führte. In einem weiteren 
demnächst erscheinenden Artikel gehen meine Co-Autoren und ich davon aus, dass die 
amerikanischen Aktionäre börsennotierter Öl- und Gasunternehmen 2022 Nettoerträge von 
301 MilliardenUS-Dollar verbuchen konnten – eine Versechsfachung gegenüber dem 
Durchschnitt der vier Jahre vor der Pandemie. Die Gewinne aus dem Öl- und Gassektor 
überstiegen in diesem Jahr auch die Investitionen der USA in die kohlenstoffarme Wirtschaft 
in Höhe von 267 Milliarden Dollar. 

Öl ist grundsätzlich ein Sektor mit Boom-Bust-Zyklen, aber in Krisenzeiten können wir uns 
so extreme Gewinnsprünge nicht leisten. Sie stützen einen Sektor, der zurückgefahren 
werden muss, um den Klimawandel einzudämmen. Zudem verstärken sie die Ungleichheit. 
Laut unserer neuen Studie strich das reichste Prozent der Bevölkerung 2022, als die Preise 
für fossile Brennstoffe ihren Höchststand erreichten, durch Aktienbeteiligungen und private 
Unternehmensbeteiligungen 51 Prozent der Öl- und Gasgewinne ein. Die weniger 
Wohlhabenden mussten mit einer höheren Inflation zurechtkommen und bekamen nur einen 
kleinen Teil der Übergewinne aus dem Öl- und Gasgeschäft ab. 

Ohne eigenes Verschulden sind Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen die Leidtragenden. 
Selbst wenn ihre Löhne sich irgendwann angleichen, geraten sie finanziell in Bedrängnis 
und fühlen sich vor allem betrogen. Das ist der Grund, warum die Anbieterinflation die 
wirtschaftliche Ungleichheit und die politische Spaltung, die ohnehin schon die Demokratie 
bedrohen, noch verschärft. 

Präsident Joe Biden ergriff einige unkonventionelle Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung 
– unter anderem die neuen Leitlinien des Kartellrechts, die sich gegen zu große 
Unternehmensmacht richten, und die Erhöhung des Ölangebots durch die Freigabe der 
strategischen Erdölreserve. Das war eine wichtige Abkehr von der bisherigen Politik, aber 
die Maßnahmen waren nur punktuell und retroaktiv. Das wichtigste politische 
Steuerungsinstrument war nach wie vor die Erhöhung der Zinssätze. Drastische 
Zinserhöhungen führten zu einer Verschärfung der Immobilienkrise und zur 
Verschlimmerung der Schuldenkrise für Länder des Globalen Südens. Sie trieben die 
Kosten für Investitionen, die zur Bewältigung der Klimakrise dringend benötigt werden, in 
die Höhe. 

Die wirtschaftliche Stabilisierung war früher fester Bestandteil der Katastrophenvorsorge. 

Die wirtschaftliche Stabilisierung war früher fester Bestandteil der Katastrophenvorsorge. 
Es ist an der Zeit, sie wieder mit einzubeziehen. So wie nach der globalen Finanzkrise einige  
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Banken als „too big to fail“ galten, müssen wir jetzt einige andere Sektoren als „too 
essentialto fail“ einstufen. In essenziellen Sektoren sollte von einer reinen Effizienzlogik zu 
strategischen Redundanzen übergegangen werden. Das erfordert politisches Handeln. 

Häfen und andere kritische Infrastrukturen sollten ausreichende Reservekapazitäten und 
gut bezahlte Arbeitskräfte vorhalten, damit der Betrieb bei Bedarf hochgefahren werden 
kann. Die Strategische Erdölreserve (Strategic Petroleum Reserve, SPR), ein staatlicher 
Ölpuffer, muss systematisch dafür genutzt werden, bei abstürzenden Preisen zu kaufen und 
bei explodierten Preisen zu verkaufen, um auf diese Weise Preisextreme zu vermeiden. Öl 
sollte bei zu geringer Nachfrage auf dem freien Markt gekauft werden, damit die Preise nicht 
einbrechen, und bei drohender Unterversorgung verkauft werden, um eine Preisexplosion 
zu verhindern. Solche antizyklischen Käufe und Verkäufe von Pufferbeständen auf den 
Rohstoffmärkten funktionieren nach demselben Prinzip wie die Offenmarktgeschäfte der 
Zentralbanken auf den Geldmärkten. 

Einfach nur Ölvorräte freizugeben, wenn die Preise in die Höhe schießen, greift zu kurz. Die 
Erfahrungen während der Pandemie lehren, dass ein Preisverfall zu einem plötzlichen 
Rückgang der Produktionskapazitäten führen kann, was wiederum zu drastischen 
Preissteigerungen führt, sobald die Nachfrage wieder anzieht. Und noch eine weitere Lehre 
lässt sich ziehen: Auf globalen Märkten ist es sinnvoll, Stabilisierungsmaßnahmen 
international zu koordinieren – wie es die Internationale Energieagentur für ihre 
Mitgliedstaaten getan hat. Und in den Bereichen, in denen Terminmärkte existieren, können 
die Pufferbestände Termingeschäfte kaufen, wenn die Preise fallen, und sie bei steigenden 
Preisen verkaufen, um für Stabilisierung zu sorgen. 

Eine antizyklische Preisstabilisierung durch Pufferbestände ist nicht nur für Öl wichtig. Es 
braucht sie auch für kritische Mineralien, um Anreize für Investitionen in die grüne Lieferkette 
zu schaffen, und für Grundnahrungsmittel wie Getreide, damit starke 
Rohstoffpreisschwankungen infolge von Extremwetterereignissen vermieden werden 
können. Zusätzlich zur Bevorratung mit lebensnotwendigen Gütern brauchen wir außerdem 
Maßnahmen, mit denen staatliche und private Interessen auf das Ziel der Krisenfestigkeit 
ausgerichtet werden. Solange Unternehmen in Katastrophenzeiten mit steigenden 
Gewinnen rechnen, weil Versorgungsengpässe drohen, können wir nicht davon ausgehen, 
dass sie sich im bestmöglichen Interesse der Allgemeinheit auf Notfälle vorbereiten. 
Gesetze gegen Preistreiberei und Übergewinnsteuern sind hier relevante politische 
Instrumente. 

Die wichtigste Hauptaufgabe bleibt natürlich die Bekämpfung der Ursachen von 
Krisensituationen. Das ist vor allem in Zeiten des Klimawandels eine Mammutaufgabe. 
Einstweilen braucht es ein systemisches Gesamtpaket von Puffervorräten, Regulierungen 
und Notfallgesetzen. Ohne diesen wirtschaftspolitischen Katastrophenschutz sind die 
Lebensgrundlagen der Menschen und der Ausgang von Wahlen auch dem nächsten Schock 
schutzlos ausgeliefert. 
  

Dieser Artikel erschien zuerst in The New York Times. 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 
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06) Bereit für Deals. Asien sieht Trumps Rückkehr ins Weiße Haus deutlich  
      gelassener als Europa. Selbst Peking wittert Chancen 
 

      Von  Marc Saxer & Mirco Günther 

14.11.2024  

 
Verkauft sich gut: Donald Trump.- picture alliance / empics | Andrew Milligan  

In Asien wird die Rückkehr Donald Trumps ins Weiße Haus gelassener betrachtet als in 
Europa. Verbündete und Gegner machen sich keine Illusionen darüber, was auf sie 
zukommt: Ein erratischer Präsident, der bei den großen Linien seiner Politik gegenüber der 
Region dort wieder aufnimmt, wo er 2020 aufgehört hat. Mit Sorge wird daher ein 
neuerliches Aufflammen der Handelskriege betrachtet, die sich negativ auf die eigenen 
Entwicklungschancen auswirken würden. Im Gegensatz zu den Konfliktherden in Europa 
und dem Nahen Osten, für die eine America First-Präsidentschaft höchst disruptiv zu 
werden droht, hoffen asiatische Akteure eher auf eine Fortsetzung des Status quo – 
möglicherweise sogar auf den einen oder anderen pragmatischen Deal. 
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Aus chinesischer Sicht macht es kaum einen Unterschied, wer ins Weiße Haus einzieht. 
Peking hat betont gelassen auf den Wahlausgang reagiert. Denn auch in China ist bekannt, 
dass in Washington parteiübergreifende Einigkeit besteht, den Hegemoniekonflikt mit China 
weiterzuführen – auch wenn ein heißer Krieg als kaum gewinnbar gilt und daher vermieden 
werden soll. So, wie die Biden-Administration die China-Politik ihres Vorgängers 
weitergeführt und verschärft hat, wenngleich mit dem sichtbaren Bemühen um 
pragmatischen Austausch und offene Kommunikationskanäle, dürfte auch Trump die 
Konfrontation mit dem großen Rivalen fortsetzen.  

Aus chinesischer Sicht macht es kaum einen Unterschied, wer ins Weiße Haus einzieht. 

Uneinigkeit besteht allerdings darüber, wie diese Auseinandersetzung geführt werden soll. 
Das hängt davon ab, welche Denkschule in der zweiten Trump-Regierung den Ton angeben 
wird. Die Primacists um den ehemaligen stellvertretenden Nationalen Sicherheitsberater 
Matthew Pottinger wollen die globale Dominanz der USA sichern, indem sie im Wettbewerb 
mit China wie seinerzeit mit der Sowjetunion auf Sieg setzen. Die Priorisierer um den 
designierten Vizepräsidenten J.D. Vance wollen sich aus Europa und dem Mittleren Osten 
eher zurückziehen, um die amerikanischen Ressourcen ganz auf China konzentrieren zu 
können. Trumps eigener Instinkt ist eher der eines Isolationisten, der sich gänzlich aus den 
Forever Wars und den Verpflichtungen des Hegemons zurückziehen möchte – allerdings 
bereit ist, amerikanische Interessen mit harten Bandagen durchzusetzen. Mit Blick auf die 
Auseinandersetzung mit China deuten die Nominierungen – Marco Rubio als designierter 
Außenminister, Pete Hegseth als Verteidigungsminister und Mike Waltz als Nationaler 
Sicherheitsberater sind ausgewiesene China-Falken – allerdings eine weitere und 
möglicherweise sogar deutliche Verschärfung an.  

Peking stellt sich nach der vorsichtigen Entspannung des letzten Jahres auf eine weitere 
disruptive Phase ein, in der ein schwelender Handelskonflikt wieder zu einem Handelskrieg 
aufflammen könnte. Auf der anderen Seite hat Trump, bekannt als Dealmaker-in-Chief, 
wiederholt seine Bereitschaft zu Kompromissen signalisiert, sofern diese den Interessen der 
USA dienen. Der 2020 abgeschlossene Phase-One-Deal zur Beilegung der 
Handelsstreitigkeiten mit China zeigt, dass seinen Worten auch Taten folgen können. Auch 
strategisch sieht Peking in einer Trump-Administration Chancen: Sollten sich die USA wie 
erwartet wieder aus multilateralen Foren zurückziehen und sich bei globalen 
Herausforderungen wie dem Kampf gegen den Klimawandel ihrer Verantwortung entziehen, 
ist China bereit, dieses politische Vakuum auf der Weltbühne zu füllen und den Globalen 
Süden stärker hinter sich zu versammeln. Die Charmeoffensive Chinas gegenüber Europa 
– für Peking der entscheidende swing state der internationalen Politik – würde entsprechend 
verstärkt werden. 

In den kommenden vier Jahren wird es für Indien entscheidend sein, die strategisch 
wichtigen Beziehungen zu Washington weiter auszubauen. 

Im Gegensatz zu China – und auch zu vielen anderen US-Verbündeten – hat Indien stark 
von positiven Beziehungen zu den letzten beiden US-Regierungen profitiert. Dennoch wird 
die erneute Wahl Donald Trumps Auswirkungen auf das indisch-amerikanische Verhältnis 
haben und Neu-Delhi dazu zwingen, seine Prioritäten in den bilateralen Beziehungen neu 
zu justieren. Die Bedeutung dieser Beziehungen hat in den letzten zehn Jahren erheblich 
zugenommen, getragen von einer zunehmenden Übereinstimmung in geopolitischen Zielen, 
wichtigen wirtschafts- und handelspolitischen Interessen, einer großen indischen Diaspora, 
bestehendem Vertrauen sowie einer aktiven Zusammenarbeit in internationalen 
Institutionen. Indiens Positionierung beruht auf Pragmatismus, Transaktionsbereitschaft und  
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günstigen Voraussetzungen – möglicherweise verstärkt durch die persönliche Nähe 
zwischen Premierminister Modi und Präsident Trump. In den kommenden vier Jahren wird 
es für Indien entscheidend sein, die strategisch wichtigen Beziehungen zu Washington 
weiter auszubauen, die nächste US-Regierung in allen relevanten Politikfeldern für indische 
Interessen zu gewinnen und sich nicht vom erwarteten Protektionismus der Trump-
Administration überraschen zu lassen. Letzteres stellt eine echte Bedrohung für das 
indische Wachstumsmodell und damit für die Kerninteressen des Landes dar. 

Um das Potenzial der bilateralen Beziehungen effektiv und strategisch auszuschöpfen, 
bieten sich insbesondere die Bereiche Technologie-, Handels- und Wirtschaftspolitik sowie 
die strategische Ausrichtung auf den Indo-Pazifik und die Rolle Chinas als gemeinsamen 
geopolitischen Hauptgegner an. Abzuwarten bleibt, wie sich die jüngste chinesisch-indische 
Annäherung auf dem BRICS-Gipfel im russischen Kasan weiter ausgestaltet. Neu-Delhi 
kann Washington am erfolgreichsten einbinden, wenn die indische transaktionale 
Herangehensweise mit Pragmatismus und Interessenspolitik reflektiert wird – 
Eigenschaften, für die Dealmaker Donald Trump bekannt ist. Für Indiens strategische 
Ausrichtung sind weiterhin diplomatisches Geschick und eine tiefgehende Analyse der US-
amerikanischen strategischen Rationalitäten und Interessen erforderlich. Diese dürften sich 
weniger stark ändern, als in Europa vermutet wird, wenngleich Ton und Durchsetzungsart 
variieren könnten. Neu-Delhi scheint dennoch gut auf „Trump II“ vorbereitet zu sein. 

Trumps Ansage an die asiatischen Alliierten ist dieselbe wie die gegenüber den Europäern: 
Nur wer zahlt, wird geschützt. 

Für die amerikanischen Verbündeten Japan, Südkorea und die Philippinen hingegen stellt 
die Trump-Regierung ein ähnliches Sicherheitsrisiko dar wie für die Europäer. Um den 
chinesischen Provokationen im Ost- und Südchinesischen Meer zu begegnen, sind die 
Anrainerstaaten auf den Schutz der Vereinigten Staaten angewiesen und haben große 
Anstrengungen unternommen, ihre bilateralen Bündnisse mit den USA zu vertiefen. Trumps 
Ansage an die asiatischen Alliierten ist allerdings dieselbe wie die gegenüber den 
Europäern: Nur wer zahlt, wird geschützt. Um dieser Unsicherheit Herr zu werden, 
versuchen sich der konservative koreanische Präsident Yoon Suk Yeol, der neugewählte 
japanische Regierungschef Shigeru Ishiba und der philippinische Präsident Ferdinand 
Marcos als „Trump-Flüsterer“ zu positionieren und schmeicheln ihm mit Lob. Insbesondere 
in Seoul ist die Sorge um die Belastbarkeit des US-amerikanischen Schutzschirms im 
Angesicht von immer stärkeren nordkoreanischen Provokationen groß. 

Besonders schwierig dürfte die Lage für Taiwans Präsidenten werden, da er stets das 
Fernziel der Unabhängigkeit von China verfolgt hat. Im Stile eines Schutzgelderpressers 
forderte Trump Taipeh im Wahlkampf auf, für seine Verteidigung zu zahlen, denn die 
amerikanische Versicherungspolice sei nicht umsonst zu haben. Umgekehrt will der 
designierte Vizepräsident Vance die US-Unterstützung der Ukraine nach Taiwan umleiten. 
In der angespannten Lage um Taiwan birgt ein derart erratischer Kurs große Gefahren, da 
er zu strategischen Fehlkalkulationen auf allen Seiten führen kann. Unterstützer von Trump 
würden dem entgegenhalten, dass gerade diese Unberechenbarkeit die strategische 
Ambiguität – ab welcher Schwelle und in welcher Form die Supermacht dem Inselstaat 
beistehen würde – wiederherstellen könnte. Damit, so ihre Argumentation, könnte die 
amerikanische Abschreckungsfähigkeit, die zuletzt stark gelitten hat, gestärkt werden. 

Die meisten südostasiatischen Staaten wollen unbedingt vermeiden, sich für eine Seite 
entscheiden zu müssen. 
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Und Südostasien? Wie bereits in seiner ersten Amtszeit, dürfte die Region weit unten auf 
Trumps Agenda stehen. Dem Republikaner nimmt man weiterhin übel, dass er sich bei 
ASEAN-Gipfeln dreimal in Folge hat vertreten lassen. Dabei könnte er sich unter den semi-
autoritären Herrschern der Region durchaus in seinem Element fühlen. Mit Spannung wird 
die außenpolitische Ausrichtung des neuen indonesischen Präsidenten Prabowo Subianto 
beobachtet, der seinen Unmut über die US-amerikanische Gaza-Politik offen zeigt und bei 
seiner ersten Auslandsreise die Nähe zu Chinas Staatschef Xi Jinping suchte. Ähnliche 
Ansichten teilt der malaysische Premierminister Anwar Ibrahim. Jenseits solcher ans 
heimische Publikum gerichteter Signale wollen die meisten südostasiatischen Staaten 
jedoch unbedingt vermeiden, sich für eine Seite entscheiden zu müssen, und werden auch 
weiterhin sicherheitspolitisch mit den USA zusammenarbeiten. In vielen Hauptstädten 
macht man sich Hoffnungen, von der westlichen Diversifizierungsstrategie profitieren zu 
können. Startet Trump einen neuen Handelskrieg, dürften wie beim letzten Mal viele Güter 
über Südostasien den Weg auf den amerikanischen Markt finden. 

In Asien kursiert das Bonmot, dass auf die regelbasierte nun eine Deal-basierte Ordnung 
folgt. Unter den pragmatischen Realisten der Region wird dies durchaus wohlwollend 
aufgenommen. Besonders begrüßt wird die Aussicht auf eine Reduzierung der als 
hochmütig und einmischend empfundenen Rhetorik zu Demokratie und Menschenrechten. 
Nicht zufällig basieren die Grundwerte der „westfälischen Region“ Asien, wie sie in der 
ASEAN-Charta verankert sind, auf Souveränität, territorialer Integrität, Nichteinmischung 
und ziviler Konfliktbeilegung. Gleichzeitig haben kleinere und mittlere Mächte ein starkes 
Interesse am Fortbestand völkerrechtlicher Regeln, um dem chinesischen Expansionstrieb, 
beispielsweise im Südchinesischen Meer, entgegenzuwirken. 

Das größte Risiko einer Trump-Präsidentschaft liegt vermutlich in seinem erratischen 
Verhalten, das die Glaubwürdigkeit der USA als verlässlicher Sicherheitspartner in der 
Region untergräbt. Falls sich die amerikanischen Verbündeten für eine Hedging-Strategie 
entscheiden – also Zweigleisig fahren, dabei ihre Abhängigkeit von den USA reduzieren und 
sich Alternativen offenhalten –, könnte dies China ermutigen, seine Einflusssphäre weiter 
auszudehnen. Ob sich Peking dabei für ein aggressiveres Auftreten oder eine Charme-
Offensive entscheidet, ist offen. 

 
Mirco Günther, Berlin 
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07) Suche nach dem Rivalen.  Die BRICS-Staaten wollen die  
     Dominanz des US-Dollars im Welthandel brechen – doch von  
     ihrem Ziel sind sie noch weit entfernt. 
 

     Von Andrés Velasco 

14.11.2024 

 
Kann die BRICS-Allianz den mächtigen US-Dollar vom Thron stoßen? -picture 

alliance/dpa/TASS/Alexander Shcherbak  

Was Fotomotive angeht, war das vom BRICS-Gipfel in Kasan (Russland) nicht besonders 
inspirierend: fünf Autokraten und drei demokratisch gewählte Staatsoberhäupter, die einen 
Diktator unterstützen, der sein Land aufgrund eines Haftbefehls des Internationalen 
Strafgerichtshofs wegen Kriegsverbrechen nicht verlassen darf. 

Als die BRICS-Gruppe (Brasilien, Russland, Indien und China; Südafrika kam 2010 hinzu) 
2006 ins Leben gerufen wurde, vertrat sie den berechtigten Anspruch, die aufstrebenden 
Wirtschaftsmächte der Welt zu vertreten. Letztes Jahr hätte die Gruppe ihren Status durch 
Einladung großer (wenn auch unvollkommen) demokratischer Schwellenländer wie Mexiko, 
Nigeria und Indonesien festigen können. Stattdessen wurden vier Autokratien (Ägypten, 
Äthiopien, der Iran und die Vereinigten Arabischen Emirate) aufgenommen, von denen drei 
nicht in der ersten Liga der Weltwirtschaft spielen. 

Der Hauptzweck der BRICS-Gruppe besteht heute darin, Russland und China als Führer 
des sogenannten (und unzutreffend benannten) Globalen Südens darzustellen. Passend zu 
diesem Ziel hatte das Treffen in Kasan einen entsprechend G7-feindlichen Schwerpunkt: 
den mächtigen US-Dollar vom Thron zu stoßen und (im Welthandel und -finanzwesen) 
durch eine von den BRICS-Staaten ausgegebene Währung zu ersetzen. Hauptbefürworter 
der Initiative ist der brasilianische Präsident Luiz Inácio Lula da Silva, der aus 
gesundheitlichen Gründen (er ist 79 Jahre alt und kürzlich zu Hause gestürzt) nicht 
persönlich an dem Gipfel teilnehmen konnte. 

Im Januar 2023 kündigte Lula an, dass sein Land und Argentinien eine gemeinsame 
Währung einführen würden, die langfristig auch Paraguay und Uruguay umfassen und zur  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/andres-velasco/
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Währung des Handelsblocks Mercosur werden würde. Dazu kam es nicht, und eine 
Entthronung des Dollars durch eine BRICS-Währung wird es auch nicht geben – zumindest 
nicht so, wie Lula sich das vorstellt. 

In jedem einführenden Lehrbuch der Wirtschaftswissenschaften steht, dass eine Währung 
drei Funktionen erfüllen muss. Erstens muss sie als Rechnungseinheit dienen: Der Preis für 
einen Laib Brot wird in US-Dollar, kolumbianischen Pesos oder kenianischen Schillingen 
angegeben. Auf früheren BRICS-Gipfeln haben die Mitglieder daher die Schaffung einer 
gemeinsamen Rechnungseinheit erörtert, die vorläufig als R5 bezeichnet wird (da die 
Währungen aller fünf ursprünglichen BRICS-Mitglieder mit „R“ beginnen). Die 
Durchführbarkeit dieses Vorschlags würde davon abhängen, als wie stabil sich der R5 
erweisen würde. Der Löwenanteil des Welthandels wird in US-Dollar abgewickelt, und zwar 
nicht aufgrund einer von den USA ausgehenden Verschwörung, sondern einfach deshalb, 
weil die niedrige Inflation in den USA den Dollarpreis der meisten Waren einigermaßen 
vorhersehbar macht. 

Der Löwenanteil des Welthandels wird in US-Dollar abgewickelt, und zwar nicht aufgrund 
einer von den USA ausgehenden Verschwörung. 

Eine Währung muss zudem als Tauschmittel dienen. Ein Mechaniker, der einen Hamburger 
essen möchte, lässt sich zunächst in der Landeswährung bezahlen und kauft dann mit dem 
Geld eine Mahlzeit in einem örtlichen Restaurant. Das globale Äquivalent dazu ist, dass ein 
Einwohner Delhis, der Kaffee aus Brasilien kaufen möchte, zunächst indische Rupien 
verwendet, um US-Dollar zu kaufen, mit denen er den brasilianischen Exporteur bezahlt, 
der dann die Dollar in brasilianische Real umtauscht, mit denen er seine Arbeiter entlohnt. 

„Jede Nacht frage ich mich, warum alle Länder ihren Handel auf den Dollar stützen müssen“, 
sagte Lula in einer Rede vor der Neuen Entwicklungsbank in Shanghai im vergangenen 
Jahr. Die Antwort ist eigentlich ganz einfach. Um den Lebensunterhalt ihrer Familien zu 
bestreiten, brauchen die brasilianischen Zuckerarbeiter Real, die sie leicht und billig mit US-
Dollar kaufen können, aber nicht mit indischen Rupien, südafrikanischen Rand oder 
äthiopischen Birr. 

In der Schlusserklärung des Gipfels von Kasan wird dazu aufgerufen, im Handel 
untereinander vermehrt die Währungen der BRICS-Mitglieder zu nutzen statt des Dollars. 
Das freilich würde nur funktionieren, wenn der Handel zwischen zwei beliebigen Ländern 
immer ausgeglichen wäre. Würden zum Beispiel die brasilianischen Verbraucher Reis aus 
Indien im Wert des Kaffees kaufen, den die Inder in Brasilien kaufen, würde jede 
Handelsperiode damit enden, dass keine Partei mehr die Währung der anderen Partei hält. 
Wäre der Wert der indischen Ausfuhren nach Brasilien allerdings systematisch geringer als 
der Wert der brasilianischen Ausfuhren nach Indien, würden brasilianische Unternehmen 
große Rupien-Guthaben anhäufen – was sich von selbst verbietet. 

In den Diskussionen im Gefolge von Kasan wurde hervorgehoben, wie sich die Dinge 
ändern würden, wenn die BRICS-Länder digitale Währungen ausgeben würden – etwas, 
womit China in den letzten zehn Jahren begonnen hat. Bei den heutigen Währungen laufen 
alle internationalen Transaktionen in den und aus dem Dollar über Geschäftsbanken, 
während bei Transaktionen in digitaler Währung private Zwischenhändler wegfallen und nur 
die Notenbanken beteiligt sind. Aber das Problem der Handelsungleichgewichte würde nicht 
verschwinden. Wäre es für die brasilianische Notenbank in Ordnung, hohe Guthaben in 
digitalen Rupien, digitalen iranischen Rial oder selbst digitalen Renminbi zu halten? 
Sicherlich nicht. 
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Seit dem russischen Einmarsch in der Ukraine haben die Notenbanken Chinas, Indiens, des 
Irans, der Türkei und anderer Länder ihre Reserven diversifiziert. 

Das gleiche Problem würde sich stellen, wenn eine BRICS-Währung (egal, ob Papier oder 
digital) die lokalen Währungen im Handel innerhalb der BRICS-Gruppe ersetzen würde. Das 
Problem rührt aus der dritten lehrbuchmäßigen Verwendung einer Währung her: der als 
Wertaufbewahrungsmittel. Wenn es um Ersparnisse geht, verwenden wir nur Währungen, 
bei denen wir darauf vertrauen, dass sie nicht eingefroren, beschlagnahmt oder durch 
Inflation in ihrem Wert gemindert werden. Um dieses Prinzip in der Praxis zu betrachten, 
genügt ein Blick auf die Devisenreserven der Notenbanken. Etwa 60 Prozent der weltweiten 
Devisenreserven werden in Dollar gehalten; im Jahr 2000 waren es noch 72 Prozent. Im 
gleichen Zeitraum erhöhte sich der Anteil des Renminbi von null auf lediglich 2,6 Prozent. 

Dass der Renminbi in einem derartigen Schneckentempo angenommen wird, ist zum Teil 
auf die zahlreichen Kapitalverkehrskontrollen zurückzuführen, die China aufrechterhält. 
Aber vor allem liegt es daran, dass der Wert des Dollars durch die staatlichen Institutionen 
der USA – einschließlich des Rechtssystems – gestützt wird, die nach wie vor weitaus 
glaubwürdiger sind als die chinesischen. 

All dies bedeutet nicht, dass die Rolle des Dollars als globale Reservewährung für alle Zeit 
garantiert ist. Wie Großbritannien vor einem Jahrhundert feststellen musste, können sich 
die Dinge ändern, wenn der Anteil eines Landes an der Weltwirtschaft zu stark schrumpft. 
Und da die Währung eines Landes nur so gut ist wie seine Institutionen, sind die 
Trump’schen Eskapaden und die Dysfunktionalität in Washington nicht gerade hilfreich. 
Dasselbe gilt für das Einfrieren russischer Auslandsguthaben und den Ausschluss 
russischer Banken von westlichen Zahlungssystemen – so gerechtfertigt diese Sanktionen 
aus politischer und ethischer Sicht auch gewesen sein mögen. 

Seit dem russischen Einmarsch in der Ukraine haben die Notenbanken Chinas, Indiens, des 
Irans, der Türkei und anderer Länder ihre Reserven diversifiziert, um zumindest einen Teil 
ihrer Bestände dem Zugriff der USA zu entziehen. Haben sie sich dazu entschlossen, mehr 
von den Währungen der jeweils anderen zu kaufen, so wie es die Rhetorik des BRICS-
Gipfels nahelegt? Weit gefehlt. Stattdessen kauften sie Gold und trieben dessen Preis in 
Rekordhöhen. Diese harte Realität könnte Lula zu noch mehr schlaflosen Nächten 
verdammen. 

© Project Syndicate 

Aus dem Englischen von Jan Doolan 

 
Andrés Velasco, New York 

Andrés Velasco ist Ökonom und Professor. Von 2006 bis 2010 bekleidete er das Amt des 
Finanzministers in Chile. Er war Mitglied der Lehrkörper der Universitäten in Harvard, 
Columbia und New York. Zurzeit ist er als Professor an der School of International and  
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Public Affairs (SIPA) tätig. Velasco veröffentlichte zahlreiche Bücher und Aufsätze zur 
internationalen Ökonomie und Entwicklung. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/suche-nach-dem-rivalen-

7910/?utm_campaign=de_40_20241114&utm_medium=email&utm_source=newslett

er  
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E. b) Verteidigungsbündnisse: NATO u.a.                       Seiten E 28 – E 32 
 
01) Klarer Blick vonnöten. Ohne die USA steht Europa blank da. Deutschland  
      braucht einen Plan, wie Sicherheitspolitik zukünftig aussehen soll – und  
      wie diese bezahlt wird 
 
      Von Sarah Brockmeier-Large 

 

14.11.2024   

 
Was braucht die Bundeswehr, und wie schnell? - picture alliance/dpa | Focke Strangmann   

Es dauerte keinen einzigen Tag, bis sich Deutschland nach der Wiederwahl von Donald 
Trump wieder um sich selbst drehte. Das Fundament der europäischen Nachkriegsordnung 
steht auf dem Spiel und in der Bundesrepublik diskutiert man nach dem Bruch der Ampel-
Regierung, ob man an Weihnachten Wahlkampf machen darf, welche Pensionsansprüche 
die Ampel-Mitglieder haben und ob Olaf Scholz die Gefühle von Christian Lindner verletzt 
hat. Es beschleicht einen das unheimliche Gefühl, dass wir es sogar diesmal wieder 
schaffen könnten, wie in vergangenen Wahlkämpfen, fundamentale außen- und 
sicherheitspolitische Fragen auszuklammern. Doch das kann sich Deutschland diesmal 
nicht leisten. Nicht nur all jene in der Politik, die in einer neuen Regierung Verantwortung 
übernehmen wollen, müssen in den nächsten Wochen Antworten liefern, die zur Größe der 
neuen Herausforderungen passen. Auch Medien und Experten stehen in der 
Verantwortung, hier immer wieder kritisch nachzufragen. 

Trumps Politik wird erratisch sein, aber einiges lässt sich zumindest als wahrscheinlich 
voraussagen: Die amerikanische Unterstützung der Ukraine könnte komplett wegfallen. 
Ohne diese Unterstützung wird die Ukraine den Krieg verlieren und in einen für sie und 
Europa unvorteilhaften Deal gezwungen werden. Gut möglich, dass dies geschieht, ohne 
dass die Europäer überhaupt mit am Verhandlungstisch sitzen. Gleichzeitig steht die 
Abschreckung gegenüber Russland durch die NATO auf dem Spiel: Sowohl Trump als auch 
sein designierter Vizepräsident haben die NATO-Beistandspflicht immer wieder zumindest 
in Zweifel gezogen oder klargemacht, dass sie bereit sind, diese als Druckmittel gegenüber 
den Europäern einzusetzen. Sollte Russland die NATO-Beistandspflicht testen wollen, 
stehen Bundeswehrsoldaten in Litauen in der ersten Reihe. Und es ist erst ein paar Wochen 
her, dass die Chefs der deutschen Nachrichtendienste im Bundestag eindrücklich gewarnt 
haben, dass hybride russische Angriffe in Deutschland nicht nur möglich sind, sondern 
bereits stattfinden. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/sarah-brockmeier/
https://www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/alle-mann-an-bord-7912/
https://www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/alle-mann-an-bord-7912/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/abschied-des-hegemons-7913/
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Und das ist nur ein Teil der außenpolitischen Herausforderungen. Europa wird die 
Bemühungen zur Stabilisierung der eigenen Nachbarschaft genauso hochfahren müssen 
wie die Anstrengungen im Kampf gegen den Klimawandel, bei denen die USA ausfallen 
werden. Es wird mit den Konsequenzen eines potenziell noch stärker eskalierenden Krieges 
im Nahen Osten ebenso umgehen müssen wie mit möglichen Handelskriegen und Zöllen 
gegenüber europäischen Gütern sowie mit US-amerikanischem Druck, sich einer 
konfrontativeren Politik gegenüber China anzuschließen.  

Ein geschlossenes Europa mit genügend politischem Willen kann Trump konkrete Angebote 
machen, um sich Zeit zu kaufen. 

Die europäische Abhängigkeit vom militärischen Schutzschirm der USA lässt sich nicht von 
heute auf morgen beenden. Aber ein geschlossenes Europa mit genügend politischem 
Willen kann Trump konkrete Angebote machen, um sich Zeit zu kaufen. Das hieße unter 
anderem, den europäischen Pfeiler der NATO zu stärken und ein europäisches 
Versprechen, die Verteidigungsausgaben deutlich zu erhöhen – in Richtung von eher drei 
als zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Auch gemeinsame europäische Schulden 
werden notwendig sein. Und es gilt, immer wieder als Europa Kompromisse zu finden, auf 
die eigenen Stärken zu schauen und sich nicht spalten zu lassen. 

Ob genau das auch nur halbwegs gelingt, hängt ganz wesentlich von Deutschland ab. Dazu 
braucht es aber nicht nur eine „stabile“ Regierung in Deutschland, wie es in diesen Tagen 
immer wieder heißt. Es braucht auch eine, die die deutsche Bevölkerung schon im 
Wahlkampf auf schwierige Abwägungsentscheidungen und Zumutungen einstellt. Und es 
braucht eine Regierung mit Geld.  

Hier wird es weder reichen, „Frieden“ zu plakatieren, noch pauschal mehr 
Verteidigungsausgaben zu fordern, ohne zu sagen, wo denn das Geld dafür herkommen 
soll. Laut einer Studie des Thinktanks Dezernat Zukunft fehlen rein rechnerisch 193 
Milliarden Euro, um bis 2030 das mögliche Ziel von 2,5 Prozent des BIP zu erreichen. Diese 
Rechnung beinhaltet aber bereits einen Sprung des Verteidigungshaushalts von regulär um 
die 50 Milliarden auf 80 Milliarden Euro ab 2028 aus der mittelfristigen Finanzplanung der 
Ampel-Regierung. Doch wo diese 30 Milliarden herkommen sollen, weiß bisher niemand. 
Nimmt man die 2,5 Prozent als Ausgangspunkt – und es ist nicht ausgemacht, dass das 
genug ist –, läge der tatsächliche Mehrbedarf also eher in der Nähe von 300 Milliarden Euro. 
Angenommen, man würde diese Lücke gleichmäßig auf die nächsten sechs Jahre verteilen, 
ginge es um 50 Milliarden Euro pro Jahr. Man müsste mehr als ein Viertel des Etats für 
Arbeit und Soziales streichen, um auf diese Summe zu kommen. Selbst wer die Etats für 
Bildung und Forschung, Gesundheit, Entwicklungs- und Außenpolitik in Gänze streichen 
würde, hätte immer noch keine 50 Milliarden zusammen. Bei einem möglichen Drei-Prozent-
Ziel ginge es eher um 70 Milliarden pro Jahr. Diese Summen lassen sich nicht einfach 
irgendwo einsparen. 

Die fiskalpolitischen Herausforderungen hören hier ja nicht auf. Denn gleichzeitig müssen 
alle Parteien, die eine Regierung anführen wollen, eine Vision anbieten, die die notwendige 
sicherheitspolitische Reaktion auf die veränderte Weltlage mit konkreten Ideen kombiniert, 
wie sie für die Menschen in Deutschland die Zukunft gestalten wollen, und für die 
dafür notwendigen Investitionen in Deutschland das Geld aufbringen. Laut Umfragen 
befürwortet immer noch eine Mehrheit der Deutschen die Unterstützung der Ukraine sowie 
höhere Verteidigungsausgaben. Doch zeigen Studien, dass viele Menschen die 
grundsätzliche Handlungsfähigkeit des Staates – eben auch in der Außenpolitik – infrage 
stellen, wenn sie in ihrem Alltag ständig erleben, dass der Staat nicht funktioniert. Wenn die  

https://www.zeit.de/politik/ausland/2024-11/donald-trump-europa-ukraine-nato-handel
https://dezernatzukunft.org/wp-content/uploads/2024/09/Heilmann-et-al.-2024-Oeffentliche-Finanzbedarfe-fuer-die-Modernisierung-Deutschlands.pdf
https://dezernatzukunft.org/wp-content/uploads/2024/09/Heilmann-et-al.-2024-Oeffentliche-Finanzbedarfe-fuer-die-Modernisierung-Deutschlands.pdf
https://koerber-stiftung.de/site/assets/files/43886/the-berlin-pulse_2024-25.pdf
https://www.dpart.org/en/publications/zwischen-vision-und-wirklichkeit-die-wahrnehmung-der-zeitenwende-in-der-deutschen-bevoelkerung
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Bahn nicht fährt, die Kitas schließen, Brücken einstürzen. Auch für Investitionen in 
Infrastruktur, in Bildung, in deutsche und europäische Wettbewerbsfähigkeit wird also das 
Geld vorhanden sein müssen. Und gleichzeitig braucht es bei diesen riesigen Summen 
konkrete Vorschläge, wie Geld besser ausgegeben werden kann, etwa durch umfassende 
Verwaltungsreformen, Digitalisierung und Bürokratieabbau sowie – nicht zuletzt in der 
Sicherheitspolitik – bessere Koordinierung und Abstimmung auf nationaler und 
europäischer Ebene.  

Um diese Summen zusammenzukriegen, wird es realistischerweise alles brauchen: 
Kürzungen, Steuererhöhungen sowie eine Reform der Schuldenbremse. 

Um diese Summen zusammenzukriegen, wird es realistischerweise alles brauchen: 
Kürzungen, Steuererhöhungen (wie eine Vermögenssteuer) sowie eine Reform der 
Schuldenbremse. Wie genau ein neuer fiskalpolitischer Konsens aussehen sollte, ist eine 
Frage der Aushandlung politischer Prioritäten – nicht zuletzt in den 
Koalitionsverhandlungen. Aber die Grundvoraussetzung hierfür sind politische Parteien, die 
bereits im Wahlkampf die Dimensionen deutlich machen, um die es geht. Die beschreiben, 
was für die europäische Sicherheit, den Zusammenhalt und die Demokratie in Europa auf 
dem Spiel steht und was das mit dem Leben jedes Einzelnen in Deutschland zu tun hat. 

Und es braucht Journalistinnen und Journalisten, die immer wieder nach den 
sicherheitspolitischen Plänen der Parteien fragen und danach, wie sie diese genau bezahlen 
wollen, sowie Expertinnen und Experten, die die Lücke zwischen den Herausforderungen 
und bisherigen Politikvorschlägen verdeutlichen. In Deutschlandfunk-Interviews mit 
Friedrich Merz und Rolf Mützenich nur zwei Tage nach der Trump-Wahl kamen die 
Stichworte „Russland“ und „Ukraine“ noch nicht einmal vor. In bisherigen Interviews fordert 
Friedrich Merz Mehrinvestitionen in die Verteidigung, ohne genau erklären zu müssen, wo 
das Geld herkommen soll. Das reicht nicht mehr. 

Es ist schon eine ziemliche Katastrophe, dass sich Deutschland bei der Amtsübernahme 
Donald Trumps im Januar 2025 mitten im Wahlkampf befinden wird. Genau in dem Moment, 
in dem der amerikanische Präsident damit beginnen wird, den Zusammenhalt in Europa auf 
die Probe zu stellen. Unter diesen Umständen ist es umso wichtiger, dass in den nächsten 
100 Tagen vom Wahlkampf sowohl nach innen als auch nach außen das Signal ausgeht: 
Wir haben den Ernst der Lage verstanden.   

 
Sarah Brockmeier-Large, Berlin 

Sarah Brockmeier-Large leitet das Berliner Büro des Leibniz-Instituts für Friedens- und 
Konfliktforschung (PRIF) und ist non-Resident Fellow am Global Public Policy Institute in 
Berlin.  
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02) Abschied des Hegemons. Kann sich Europa ohne die USA verteidigen?  
      Jammern über Trumps Sieg hilft nicht, jetzt ist Handeln gefragt 
 
      Von Simon Weiß 

12.11.2024 

 
NATO-Übung in Europa: Reicht die Abschreckung, auch ohne die USA? - picture alliance / 
Zumapress | U.S. Army  

Donald Trump ist zurück und wird die kommenden vier Jahre die Geschicke der USA 
bestimmen. In Europa löst das, abgesehen von wenigen Ausnahmen wie Viktor Orbán, tiefe 
Besorgnis aus. Denn seit Monaten orakeln viele Beobachter, dass mit einer erneuten 
Präsidentschaft Trumps sicherheits- und verteidigungspolitisch harte Zeiten auf die EU, 
besonders auf Deutschland, zukommen könnten. Die Sorge wächst, künftig im Umgang mit 
Moskau weitgehend auf sich gestellt zu sein. 

Diese Besorgnis beruht vor allem auf Erfahrungen aus Trumps erster Amtszeit, seinen oft 
unberechenbaren Äußerungen und der veränderten geopolitischen Lage seit 2022. Durch 
den potenziellen „Abschied des Hegemons“ drängen sich wichtige Fragen auf: Erstens, 
können die Europäer die militärische Unterstützung der Ukraine alleine schultern? Zweitens, 
kann sich die EU oder wenigstens der europäische Teil der NATO gegen Moskau 
verteidigen? Dabei spielen Faktoren wie politischer Wille, klare Signale und die Wirkung von 
Abschreckung selbstverständlich eine wichtige Rolle. Das ist schwer zu ermessen in der 
aktuellen Situation. Letztendlich beruhen die Antworten auf greifbaren, zählbaren Faktoren: 
den tatsächlichen militärischen Fähigkeiten in Europa. 

Wie könnte die Unterstützung für die Ukraine weitergehen, wenn sich die USA 
zurückziehen? Ohne die USA gaben die europäischen NATO-Partner im vergangenen Jahr 
bereits 373,5 Milliarden US-Dollar für Verteidigung aus. Dieser Wert wird 2024 
voraussichtlich deutlich über 400 Milliarden steigen und im nächsten Jahr weiter zulegen. 
Doch der vollständige Rückzug der USA würde in entscheidenden Bereichen empfindliche 
Lücken hinterlassen, die Europas Sicherheitslage beeinträchtigen könnten. 

Um diese Lücken zu füllen, müsste Europa erheblich mehr von seinem Tafelsilber, sprich 
modernen Waffensystemen, in die Ukraine liefern. 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/simon-weiss/
https://peace.fes.de/projects/visualising-military-capabilities.html
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Um diese Lücken zu füllen, müsste Europa erheblich mehr von seinem Tafelsilber, sprich 
modernen Waffensystemen, in die Ukraine liefern. Das ist grundsätzlich machbar, setzt 
jedoch starken politischen Willen voraus. Washington stellt aktuell einen großen Anteil am 
NATO-Gesamtbestand: 37 Prozent der gepanzerten Truppentransporter und 
Schützenpanzer sowie 53 Prozent der Luft- und Raketenabwehrsysteme stammen aus den 
USA. Gerade Letztere sind für die ukrainische Verteidigung entscheidend. Die aus 
unterschiedlichen Systemen zusammengewürfelte Luftverteidigung der Ukraine wird von 
der russischen Armee tagtäglich herausgefordert, hat einen hohen Raketenverbrauch und 
musste in diesem Jahr empfindliche Materialverluste erleiden. 

Obwohl europäische NATO-Staaten, insbesondere Deutschland mit den IRIS-Systemen, 
die Ukraine massiv unterstützen, wäre ein Stopp US-amerikanischer Lieferungen ein kaum 
zu kompensierender Rückschlag. Während die USA auf bestehende Reserven 
zurückgreifen können, müssten europäische Staaten ihre Rüstungsproduktion ausweiten, 
um die eigene Verteidigungsfähigkeit nicht zu gefährden. Bisher hat der Abnutzungskrieg in 
der Ukraine zunächst ältere Geräte sowjetischen Designs verschlissen, bevor auf 
eingemottete, ältere westliche Systeme zurückgegriffen wurde. Viele dieser Systeme älterer 
Generationen lagern weiterhin bei europäischen Armeen und in der Industrie. 

Die Frage bleibt, in welchem Fall (abhängig von der Frontlage) und in welchem Ausmaß 
(abhängig von vorhandenen Soldaten) solche Systeme zukünftig an die Ukraine geliefert 
werden. Ein aktuelles Beispiel aus Frankreich zeigt, wie europäische Länder im Falle eines 
US-Rückzugs einspringen könnten: So konnte Paris eine leichte Brigade der Ukraine mit 
128 älteren VAB-Truppentransportern vollständig ausstatten. Ob solche Maßnahmen 
jedoch europaweit Schule machen, bleibt fraglich, da der Personalmangel der Ukraine 
weiterhin ein großes Problem darstellt. 

Unterm Strich kann Europa den Rückzug der USA kompensieren, müsste dafür jedoch 
deutlich tiefer in die Tasche greifen. 

Unterm Strich kann Europa den Rückzug der USA kompensieren, müsste dafür jedoch 
deutlich tiefer in die Tasche greifen. Offen bleibt dabei zudem, welchem Ziel diese 
Lieferungen dienen sollen. Dazu bedarf es eines erfolgversprechenden, belastbaren 
Kriegsführungsmodells auf ukrainischer Seite. Unklar ist zudem, ob Europa und Kiew sich 
auf ein gemeinsames Verständnis von Erfolg einigen können.  

Und damit zur zweiten Frage: Kann der europäische Teil der NATO sich selbst verteidigen? 
Russlands Aufrüstung stellt eine Bedrohung dar, die oft mit Blick auf die „blank“ liegenden 
Armeen Europas diskutiert wird. Hier hilft ein nüchterner Blick auf die Fakten: Russlands 
Verteidigungsausgaben sind in den letzten 15 Jahren und besonders seit Kriegsbeginn stark 
gestiegen. Von 36,4 Milliarden US-Dollar im Jahr 2008 wuchsen sie auf 74,8 Milliarden im 
Jahr 2023 an und sollen in diesem Jahr auf etwa 140 Milliarden verdoppelt werden. Die 
europäischen NATO-Staaten geben im gleichen Zeitraum jedoch über 400 Milliarden US-
Dollar aus – kaufkraftbereinigt verringert sich der Vorsprung vor Russland jedoch. Trotzdem 
wird Europa im laufenden Jahr und in 2025 weiterhin deutlich mehr Geld für Anschaffungen, 
Übungen sowie Forschung und Entwicklung bereitstellen als Moskau. Hinzu kommt, dass 
es für ein hinreichendes Funktionieren des russischen Rüstungssektors notwendig ist, die 
zahlreichen Sanktionen zu umgehen, was spürbare Mehrkosten mit sich bringt. 

In den vergangenen 15 Jahren ist die russische Armee um etwa sieben Prozent gewachsen 
und umfasst heute rund 1,1 Millionen Menschen. In den kommenden Jahren soll sie auf 1,5 
Millionen wachsen. Bei allen europäischen NATO-Verbündeten zusammengenommen sank 
die Truppenstärke im gleichen Zeitraum um etwa 28 Prozent und lag 2023 bei rund 1,89  
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Millionen. Dabei handelt es sich jedoch nicht um einen europaweit einheitlichen Trend, es 
gibt deutliche regionale Unterschiede. So verzeichneten einige kleinere Streitkräfte in 
Zentraleuropa erhebliche Zuwächse (Litauen plus 185 Prozent, Ungarn und Lettland plus 
27 Prozent), während größere Armeen in Westeuropa verkleinert wurden (Deutschland 
minus 26 Prozent, Frankreich minus 42 Prozent und Italien minus 45 Prozent). 

Bei der Ausrüstung der europäischen Streitkräfte spielt die technologische Qualität 
(Kampfwert) der Waffensysteme eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die Bedeutung von 
Lufthoheit demonstrieren Israel im Nahost-Konflikt sowie Russland, wenn auch begrenzt, im 
Krieg in der Ukraine. Ohne USA und Kanada verfügten die NATO-Staaten Ende 2023 über 
1 772 Kampfflugzeuge der vierten und fünften Generation. Dieser Wert ist dieses Jahr 
spürbar gestiegen, vor allem mit der steigenden Auslieferung der F-35 an europäische 
Luftstreitkräfte. Russland hingegen besitzt lediglich 679 Maschinen vergleichbarer Qualität. 
Bis 2030 werden insgesamt 560 F-35 an europäische Armeen ausgeliefert sein. Russland 
kann hingegen kaum mit einem vergleichbaren Ausbau seiner Luftstreitkräfte rechnen: Von 
den 76 Su-57-Kampfflugzeugen der fünften Generation, die 2019 bestellt worden waren, 
wurden bis heute nur etwa 25 ausgeliefert. 

Wer sich intensiver mit den russischen Militärreformen und den Entwicklungen im 
Rüstungssektor der letzten Jahrzehnte befasst, erkennt den großen Unterschied zwischen 
der schnellen Produktion technisch einfacher Kamikazedrohnen und der Modernisierung 
alter Kampfpanzer einerseits und der Kapazität zur Herstellung hochmoderner 
Hauptwaffensysteme andererseits. Zählt man zu diesen Fakten die aktuellen 
Schwierigkeiten der russischen Armee hinzu, in der Ukraine entscheidende Fortschritte zu 
erzielen, scheint ein konventioneller Angriff auf europäische NATO-Staaten derzeit kaum 
durchführbar und eher einem Himmelfahrtskommando gleichzukommen. 

Die Ausgangsbasis für Europa ist also keine Aussichtslose und kann zudem aus eigener 
Kraft verbessert werden. 

Die Ausgangsbasis für Europa ist also keine Aussichtslose und kann zudem aus eigener 
Kraft verbessert werden. Statt den Ausgang der Wahlen in den USA zu beklagen, sollten 
europäische Staaten ihre Hausaufgaben machen. Die Personalgewinnung und die 
Aufstockung der Munitionsbestände auf ein angemessenes Maß sind dabei zentrale 
Prioritäten. Die verstärkte multinationale Übungsintensität der letzten Jahre geht ebenfalls 
in die richtige Richtung. Da die großen Armeen des Kalten Krieges nicht mehr bestehen, ist 
es wichtig, in Friedenszeiten die Einsatzbereitschaft der schnellen Eingreiftruppen zu 
optimieren, um auf eventuelle Überraschungsangriffe – etwa im Baltikum – rasch reagieren 
zu können. 

Beim Schließen möglicher Fähigkeitslücken müssen Entscheidungsträger sorgfältig 
abwägen, wann eine Bestellung unmittelbar erfolgen muss, weil die Bedrohungs- und 
Fähigkeitsanalyse dies erfordert, und wann es sinnvoll ist, Defizite in enger Zusammenarbeit 
mit Verbündeten zu beheben. Letzteres kann länger dauern, was jedoch kein allzu großes 
Problem darstellt. Schon heute strahlt Europa für potenzielle Aggressoren eine ausreichend 
glaubhafte Abschreckung aus. 

Schon heute strahlt Europa für potenzielle Aggressoren eine ausreichend glaubhafte 
Abschreckung aus. 

Die tägliche Flut an Berichten über militärische Defizite in Europa, gefolgt von Meldungen 
über Russlands zunehmende Aufrüstung, wechselt sich ab mit Darstellungen, die Putin  
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bereits am Boden sehen, weil Moskau auf veraltete, 70 Jahre alte Waffensysteme 
angewiesen ist. Dieses ständige Auf und Ab in der Berichterstattung verzerrt die 
Bedrohungswahrnehmung und verunsichert die Bevölkerung. Eine offene, transparente 
Kommunikation über die eigenen militärischen Fähigkeiten im Vergleich zu Russland ist 
daher entscheidend, um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Verteidigungsfähigkeit Europas zu stärken. 

Darauf aufbauend braucht es eine schrittweise und klug im Bündnis abgestimmte Stärkung 
der eigenen Fähigkeiten. Fehlentscheidungen könnten immense Kosten verursachen, die 
zu Einschnitten im sozialen Bereich oder zu höherer Staatsverschuldung führen – 
Entwicklungen, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt schwächen und damit die 
Verteidigungsfähigkeit von Demokratien gefährden können. Angesichts der Lage in 
Washington gilt es, keine übereilten Maßnahmen zu treffen, sondern mit klarem Blick auf 
die eigene Stärke die langfristige Sicherheit zu sichern. Eine Gesellschaft, die diese 
Zusammenhänge versteht, in der Debatten ohne Panikmache geführt werden können, ist 
dafür die beste Voraussetzung. 

 
Simon Weiß 
Wien 

Simon Weiß ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im Regionalbüro für Zusammenarbeit und 
Frieden der Friedrich-Ebert-Stiftung in Wien. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/abschied-
des-hegemons-
7913/?utm_campaign=de_40_20241112&utm_medium=email&utm_source=newslett
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08) Reden Sie mit uns. Von Ed Koch 

 



Seite E 55 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 

09) So geht’s nicht. Von Ed Koch 

 



Seite E 56 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 

10) Abgebrannt. Von Ed Koch 

 



Seite E 57 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 
 
B e r l i n  u n d  L a n d  B r a n d e n b u r g  (Seiten E 57 – E 101) 
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02) FUTURE NOW – Central Asia. Zentralasiatischer Musik- und Filmfestival. 
      Von Ed Koch 
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03) Merkel, who the fuck is Merkel? Von Ed Koch 
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04) Ein Schulbesuch. Von Ed Koch 
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05) Obst und Gemüse. Der Einkauf. Von Ed Koch 
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06) Es grenzt an Betrug. Von Ed Koch 
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07) Das ganz große Besteck. Von Ed Koch 
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08) Langzeitschäden. Von Ed Koch 
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09) Vom Umgang mit dem Gedenken. Gedenktafel für KZ-Außenlager in 
      Lichtenrade eingeweiht. Von Uwe Januszewski 
 

 



Seite E 76 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 

 



Seite E 77 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 

10) Berlin freute sich. Von Ed Koch 
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12) Unvergessen: Wolfgang Neuss und Wolfgang Müller. Von Ed Koch 

 



Seite E 81 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 854 vom 05.12.2024 
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Ö s t e r r e i c h  (Seiten E 102 – E 87) 
 

01) Österreichs Elefant. Welche Lehren können aus den Wahlen in der  
      Alpenrepublik gezogen werden? Ein Thema steht besonders im Fokus 
 

       Von Eszter Kováts 
 
 
15.10.2024  

 
Festzelt der FPÖ: Die Freiheitlichen konnten vom Dauerthema Migration besonders 

profitieren.-picture alliance / Fotokerschi / picturedesk   

Zwei Wochen nach der Parlamentswahl in Österreich ist immer noch nicht klar, welche 
Parteien die nächste Regierung bilden werden. Die rechtsextreme Freiheitliche Partei (FPÖ) 
hat die Wahlen mit fast 29 Prozent der Stimmen klar gewonnen, doch die mit 26 Prozent 
zweitstärkste konservative Volkspartei (ÖVP) schließt eine gemeinsame Koalition aus, 
solange Herbert Kickl die FPÖ anführt. Bei den Freiheitlichen scheint es jedoch bislang 
keine Option, einen Spitzenkandidaten fallenzulassen, der das beste Ergebnis in der 
Parteigeschichte eingefahren hat. Daher wird die ÖVP wohl eher eine Koalition mit den 
Sozialdemokraten (SPÖ) eingehen, die mit 21 Prozent den dritten Platz erreichten, und 
möglicherweise auch die NEOS einschließen, die mit neun Prozent der Stimmen auf dem 
vierten Platz landeten. 

Die ÖVP hat in der Wirtschafts- und Migrationspolitik zwar größere Übereinstimmungen mit 
den Freiheitlichen, steht jedoch bei Rechtsstaatlichkeit und Außenpolitik der SPÖ und den 
NEOS näher. Zudem könnte sie in dieser Konstellation den Kanzler stellen, statt als 
Juniorpartner der FPÖ zu regieren. Dieses breitere Bündnis, die „Koalition der Verlierer“ 
(Kickl) ist allerdings auch kein Stabilitätsversprechen: Die deutsche Ampelregierung gilt 
allen bürgerlichen Parteien als warnendes Beispiel, wie schwierig grundlegende 
Entscheidungen – etwa in der Wirtschaftspolitik – in einer so breiten Koalition werden 
können. 

Robert Misik schrieb vor ein paar Tagen in Social Europe, ÖVP und SPÖ (sowie NEOS) 
stünden nunmehr in der Verantwortung, durch die Bildung einer Koalition die 
Rechtsextremen zurückzudrängen. Man kann seine Bedenken durchaus verstehen, aber 
der Aufbau einer Brandmauer um die Wahlsieger könnte in demokratischer oder taktischer  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/eszter-kovats/
https://www.socialeurope.eu/far-right-surge-in-austria-is-europe-headed-for-an-authoritarian-wave
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Hinsicht auch die falsche Strategie sein. Zumal die ÖVP im Wahlkampf ein Bündnis mit der 
FPÖ (ohne Kickl) nicht ausgeschlossen hatte und damit 26 Prozent der Stimmen erzielte. 
Das lässt darauf schließen, dass 55 Prozent der österreichischen Wählerinnen und Wähler 
keine apokalyptischen Befürchtungen angesichts einer FPÖ-Regierungsbeteiligung hegen 
und sich betrogen fühlen könnten, wenn man ihnen sagt: „Es ist ja schön, dass Sie von 
Ihrem demokratischen Wahlrecht Gebrauch gemacht haben, aber Sie haben falsch 
abgestimmt.“ Der Ausschluss von der Regierungsbildung und die Sparpolitik, die in den 
nächsten Jahren nötig sein wird, um das Haushaltsdefizit aufzufangen, könnten die 
Rechtsaußenpartei noch weiter stärken, mit dem Ergebnis, dass sie in den anstehenden 
Landtagswahlen und der nächsten Nationalratswahl in fünf Jahren noch mehr Stimmen 
gewinnen würde. 

Karl Nehammer, der amtierende Bundeskanzler und Chef der ÖVP, gab zu verstehen, sein 
Widerstand gegen eine Koalition mit Kickl habe nicht mit dem FPÖ-Programm zu tun. Am 
Wahlabend erklärte Nehammer, die ÖVP nehme die Sorgen der fast 30 Prozent, die für die 
FPÖ gestimmt hatten, „ernst, sehr ernst“. Es gehe ihm um die Methoden, mit denen der 
Populist Kickl die Probleme des Landes lösen will. 

Allerdings ist die Partei nicht so viel anders als ihr Vorsitzender, und in zwei von drei 
Bundesländern, in denen die FPÖ als Juniorpartner gemeinsam mit der ÖVP regiert, sitzen 
enge Weggefährten Kickls in den Landesregierungen. Daher erscheint eine „FPÖ ohne 
Kickl“ weder politisch noch ideologisch als realistische Option. Im Wahlkampf wollte die ÖVP 
womöglich – offenbar erfolglos – mit diesem Motto die Kickl-Gegner unter den ÖVP-Wählern 
halten und nicht allzu radikale Wählerinnen und Wähler von der FPÖ gewinnen. Doch für 
eine Annäherung an SPÖ und NEOS im Namen von Verantwortung und Stabilität, um nicht 
als „Sicherheitsrisiko“ (Nehammer über Kickl) zu erscheinen, könnte der Ansatz „FPÖ ja, 
Kickl nein“ einen Weg nach vorne weisen. 

Das Wahlergebnis zeigt, dass es keiner der anderen Parteien gelungen ist, die Motive der 
FPÖ-Wähler zu verstehen. 

Das Wahlergebnis zeigt, dass es keiner der anderen Parteien gelungen ist, die Motive der 
FPÖ-Wähler zu verstehen, oder eine Alternative zu formulieren und glaubwürdig zu 
vertreten. Das ist nicht nur ein österreichisches Problem; wir haben in den letzten Jahren 
Ähnliches in verschiedenen europäischen Ländern erlebt, was zeigt, wie hilflos die 
demokratischen Eliten dem Aufschwung der Rechtsextremen gegenüberstehen. 

Das Ergebnis der SPÖ muss bitter für die materialistisch orientierte Linke sein. Unter der 
Führung von Andreas Babler konnte die Partei im Vergleich zu 2019 keine Zugewinne 
erzielen (sie verlor 0,1 Prozentpunkte) und kaum FPÖ-Wähler und Nichtwähler anlocken. 
Nach der aktuellen Wahlanalyse stammen von über einer Million SPÖ-Stimmen nur 29 000 
von Menschen, die 2019 FPÖ gewählt hatten, und 54 000 von Nichtwählern. Zugleich verlor 
die Partei 65 000 Stimmen an die FPÖ. 18 000 Menschen, die 2019 die SPÖ gewählt hatten, 
gingen in diesem Jahr nicht zur Wahl. 50 Prozent der Arbeiterinnen und Arbeiter stimmten 
für die FPÖ. 

Babler war ein glaubwürdiger Kandidat für eine materialistische Vision. Er stammt aus dem 
Gewerkschaftsmilieu und hatte Arbeitskämpfe ausgefochten. In einem Interview gab er 
sogar zu, Marxist zu sein – jedoch kein orthodoxer Marxist, der alle Themen jenseits von 
Arbeit als „dumme Identitätspolitik“ abtut. Es gelang ihm, feministische, ökologische und 
Zuwanderungsthemen als Klassenfragen zu formulieren, sich auf die Probleme der weniger 
Privilegierten zu konzentrieren und sich an die Seite der Arbeitenden und Entrechteten zu 
stellen, ob in der Produktion oder in der Gesundheitsversorgung. Er präsentierte konkrete  
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Vorschläge zu Umverteilung, Integration und einem sozial gerechten ökologischen Wandel. 
Die Parteimitglieder, die Babler unterstützten, hofften darauf, Wut und Ängste der FPÖ-
Wähler von „Migranten“ und der „Covid-Diktatur“ auf die „oberen zwei Prozent“ umlenken 
zu können. Auf diese Oberklasse zielte auch Bablers Wahlversprechen einer Vermögens- 
und Erbschaftssteuer, doch damit irritierte er lediglich die Wirtschaftseliten, vermochte aber 
nicht die politische Fantasie der FPÖ-Wähler und der Nichtwähler anzuregen. 

Allerdings erhielt er auch kaum Unterstützung – weder von den Medien, denen es vor allem 
um die Frage der Darstellung von Politikerinnen und Politikern ging, noch von seiner 
eigenen Parteiführung, die sein Programm in einer geleakten internen Mail mitten im 
Wahlkampf als „unseriös“ abqualifizierte. Trotz seiner genauen Kenntnis der alltäglichen 
Kämpfe der Arbeitenden stellte man ihn als Traditionalisten dar, der noch nicht im 21. 
Jahrhundert angekommen sei. Diese Ereignisse aus den letzten Wahlkampfwochen können 
jedoch auch nicht erklären, warum sein Programm seit seiner Wahl zum Parteivorsitzenden 
im Juni 2023 außerhalb der Parteibasis keinerlei Zugkraft entwickeln konnte. Kurzfristig 
muss er nun in den Koalitionsverhandlungen mit ÖVP und NEOS, die wirtschaftlich eher 
rechts ausgerichtet sind, seine linke Vision bewahren. Mittelfristig stellt sich die Frage, ob 
die Parteieliten der anderen Fraktionen versuchen werden, Babler zu verdrängen. 
Langfristig werden sich ideologische und strategische Fragen von Neuem stellen. 

2022 verdreifachte sich die Zahl der Asylanträge in Österreich und erreichte einen neuen 
Höchststand. 

Dies alles wird man in den kommenden Jahren analysieren und bedenken müssen, und ein 
Element dieser Überlegungen wird das Thema Migration sein. Zur großen Enttäuschung der 
SPÖ, die sich im Wahlkampf auf Eigentumsfragen, Arbeitsbedingungen, Inflation und 
Umverteilung konzentrieren wollte, ging es den Wählerinnen und Wählern vor allem um die 
Zuwanderung. In Umfragen vor Wahlkampfbeginn erklärten 43 Prozent der Befragten, 
Migration und Asyl seien die wichtigsten Probleme, mit denen sich die Politik befassen solle. 
Sie seien die Ursache für soziale und kulturelle Spannungen, die nicht allein in 
Klassenbegriffen formuliert werden könnten. 

Das Thema kam in Österreich nicht vorrangig durch die Medien auf die Agenda, sondern 
durch seine spürbare Präsenz im Alltag der Menschen: 2022 verdreifachte sich die Zahl der 
Asylanträge in Österreich und erreichte einen neuen Höchststand seit 2015; 2023 gab es 
immer mehr Familienzusammenführungen für Syrerinnen und Syrer; der Anteil der Kinder, 
die bei der Einschulung kein Deutsch sprechen, stellte die staatlichen Schulen vor 
beachtliche Probleme; in den migrantisch geprägten Vierteln Wiens kam es verstärkt zu 
Messerstechereien und Bandenkriegen; erst vor ein paar Wochen musste ein Konzert von 
Taylor Swift nach einer Terrordrohung abgesagt werden, der Anschlag wurde vereitelt. 

Auch die Ereignisse in Deutschland beeinflussten die Stimmung in Österreich: Ende August 
erstach ein abgelehnter Asylbewerber bei einem Stadtfest in Solingen drei Menschen, und 
Anfang September schoss ein Österreicher bosnischer Herkunft auf das israelische 
Generalkonsulat in München – in beiden Fällen waren die Täter radikalisierte junge Männer 
mit Verbindungen zum Islamischen Staat.  

Die genannten Beispiele zeigen, dass das komplexe Thema Migration viele miteinander 
verknüpfte Probleme umfasst: Spannungen durch illegale Grenzübertritte, kulturelle 
Barrieren bei der Aufnahme von Geflüchteten sowie Folgen für die Sozialsysteme, die 
naturgemäß Zwietracht zwischen den Menschen am unteren Ende der sozialen Leiter 
erzeugen. Damit verbunden ist die Frage, auf welche Sozialleistungen Geflüchtete 
Anspruch haben sollten, damit Österreich nicht – wie Kickl sagt – zum „Asylmagnet“ wird.  
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Das Risiko, bei einer Terrorattacke getötet zu werden, ist statistisch gesehen zwar sehr 
gering, doch es ist verständlich, dass solche Angriffe Angst auslösen. 

Alle Herausforderer der FPÖ haben sich im Wahlkampf ernsthaft mit illegaler Einwanderung 
und mit Sicherheitsfragen beschäftigt. 

Asyl, Arbeitsmigration, Integration, Kriminalität, Islamismus, Terrorismus und die Verteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums sind sehr unterschiedliche und komplexe Themen. Man 
muss sorgfältig mit ihnen umgehen und die legitimen Sicherheitsbedenken der Bevölkerung 
ernst nehmen, ohne die Probleme zu sehr zu vereinfachen und Sündenböcke zu benennen. 
Alle Herausforderer der FPÖ haben sich im Wahlkampf ernsthaft mit illegaler Einwanderung 
und Sicherheitsfragen beschäftigt und diese Themen nicht per se als „rechts“ oder 
„rassistisch“ eingeordnet. Doch die Wahlergebnisse legen nahe, dass sie offenbar nicht den 
Eindruck erwecken konnten, sie hätten Antworten auf diese Probleme. Eine Partei, die einen 
bloßen „Asylstopp“ fordert, hat es da natürlich einfacher. Zweifelsohne handelt es sich um 
ein komplexes Problem, das in den nächsten Jahren gelöst werden muss. 

Angesichts der konkreten Realität vieler Menschen, in der sie kulturelle und 
gesellschaftliche Spannungen erleben, die nach wirksamen und nachhaltigen Lösungen 
schreien, scheint weder die Einordnung gesellschaftlicher Konflikte und wahlentscheidender 
Themen als Klassenfragen noch ein rein an Menschenrechten orientierter Diskurs von Ein- 
und Ausschluss zu funktionieren. 

Ruşen Timur Aksak, Kolumnist des linksliberalen österreichischen Wochenmagazins Falter, 
fasste es nach den Wahlen kurz und bündig zusammen: „So muss ich mir die Frage stellen, 
ob die politischen Mitbewerber der FPÖ – vor allem links der Mitte – überhaupt erkennen 
wollen, dass die Themen Migration, Asyl, aber auch Islamismus nun einmal wichtige 
Themen für die Bevölkerung sind und bleiben werden. Fast möchte ich in meiner 
Verzweiflung brüllen: ‚It’s the migration, stupid!‘ Doch dann sehe ich Bilder von spontanen 
Anti-FPÖ-Demos in Wien und fürchte, dass die etablierten Kräfte aus Politik, Gesellschaft 
und Kunst auch dieses Mal gewillt sein werden, nichts aus ihren eigenen Versäumnissen 
zu lernen.“ 

Rufe nach einer Brandmauer gegen Extremismus und Proteste gegen eine Partei oder ein 
Wahlergebnis erscheinen demnach wie Verblendung, wie Strategien, die nur der 
Selbstvergewisserung oder den Interessen der Eliten dienen, aber nicht geeignet sind, 
Wählerinnen und Wähler zu überzeugen, wie man an den Erfolgen der deutschen AfD 
sehen kann. Im Gegenteil, solche Aktionen gießen eher noch Öl ins Feuer. Wenn die Eliten 
abgekoppelt scheinen von den Problemen, die viele Teile der Wählerschaft erleben, dann 
werden anti-elitäre und anti-pluralistische Parteien zu einer brauchbaren Alternative. Wenn 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten diesen Trend umkehren wollen, werden sie 
sich glaubwürdiger und nicht allein in Klassenbegriffen mit der konkreten, materiellen 
Realität befassen müssen. 

Dies ist eine gemeinsame Veröffentlichung von Social Europe und dem IPG-Journal. 

Aus dem Englischen von Sabine Jainski 
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E. h) Osteuropa                                                                 Seiten E 89 – E 104 

 
U k r a i n e (Seiten E 89 – E 94)  
 
01) Pakt für die Ukraine. Im Wahlkampf wird die Unterstützung für Kiew infrage  
      gestellt. Dabei gäbe es einen Weg, diese gegen populistische Angriffe zu  
      verteidigen 
      Von Karsten Jung 

21.11.2024

picture alliance/dpa | Jörg Carstensen 

Deutschland befindet sich im Wahlkampfmodus, im Wettstreit der Parteien droht die 
Unterstützung der Ukraine unter die Räder zu kommen. Wie verlässlich diese zukünftig sein 
wird, wird wesentlich vom Ausgang der Wahl abhängen, die am 23. Februar 2025 fast auf 
den Tag genau drei Jahre nach dem Beginn des russischen Angriffs auf die gesamte 
Ukraine stattfinden wird. Bis dahin – und bis zur Verabschiedung eines neuen 
Haushaltsplans durch eine neue parlamentarische Mehrheit – werden absehbar jedenfalls 
keine zusätzlichen Mittel für Kiew bereitstehen. 

Und das zu einer Zeit, in der die militärische Lage an der Front für die Ukraine zunehmend 
prekär erscheint und mit dem Amtsantritt von Donald Trump in den USA am 20. Januar 
kommenden Jahres ihr bisher mit Abstand wichtigster Unterstützer auszufallen droht. 
Trump, sein Vizepräsident J.D. Vance und wichtige Mitglieder seines außenpolitischen 
Teams sind erklärte Gegner einer Fortsetzung der militärischen und finanziellen 
Unterstützung der Ukraine. Trumps Sohn und Berater, Donald Trump Jr., richtete wenige 
Tage nach der Wahl auf Instagram eine eindeutige Botschaft in Richtung des ukrainischen 
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj: „You’re 38 days from losing your allowance“ – „In 38 
Tagen verlierst Du Deinen finanziellen Zuschuss“. Nun droht mit Deutschland auch noch 
der zweitgrößte Unterstützer der Ukraine – jedenfalls zeitweise – wegzubrechen. 

Dabei geht es nicht allein um Finanzmittel und Militärhilfen. Auch die Geschlossenheit des 
Westens bei der politischen und diplomatischen Unterstützung der Ukraine scheint 
zunehmend gefährdet. Als lame ducks werden Joe Biden und Olaf Scholz den politischen 
Druck auf Akteure wie Viktor Orbán nicht wie bisher aufrechterhalten und die Fliehkräfte 
innerhalb der Unterstützerkoalition der Ukraine eindämmen können. Tatsächlich gilt auch  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/karsten-jung/
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Deutschland selbst unter den Unterstützern der Ukraine offenbar zunehmend als unsicherer 
Kantonist. Es sollte der europäischen Zentralmacht jedenfalls zu denken geben, wenn der 
polnische Premierminister Donald Tusk bei seinem Versuch, eine europäische 
Unterstützergruppe für die Ukraine als Gegengewicht zu Donald Trump zu mobilisieren, 
einen weiten Bogen um Berlin macht. Hier wurde augenscheinlich bereits viel Vertrauen 
verspielt. 

Die Unsicherheit, die sich vor diesem Hintergrund in der Ukraine breit macht, ist mit Händen 
zu greifen: So kritisierte Selenskyj das jüngste Telefonat des Bundeskanzlers mit dem 
russischen Präsidenten am 15. November scharf: „Der Anruf von Olaf öffnet meiner 
Meinung nach die Büchse der Pandora“, sagte er in seiner abendlichen Videobotschaft. 
Dahinter steht die Befürchtung, dass die mächtigen Unterstützer der Ukraine einen Deal mit 
Putin über die Köpfe Kiews und der mittel- und osteuropäischen Partner hinweg verhandeln 
können. 

Noch immer spricht sich eine klare Mehrheit von 57 Prozent der Deutschen für die 
militärische Unterstützung der Ukraine aus. 

Befürchtet wird, dass sich die deutsche Ukraine-Politik unter dem Druck eines weiteren 
Erstarkens von AfD und BSW in der Wählergunst im aufziehenden Wahlkampf noch 
zögerlicher als bisher gestalten könnte. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen des 
vergangenen Europawahlkampfes sowie der Landtagswahlkämpfe in Sachsen, Thüringen 
und Brandenburg erscheint dies nicht ganz unbegründet. Selbst ansonsten durchaus 
entschlossen auftretende Ukraine-Unterstützer wie Friedrich Merz hatten ihre Forderungen 
– etwa nach der Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern – zu Gunsten der Wahlkämpfer 
im Osten zeitweise deutlich gedämpft. Auch im Bundestagswahlkampf könnten wohlfeile 
Rufe nach einem vermeintlichen „Frieden“ um fast jeden Preis bei einer von eigenen 
wirtschaftlichen Sorgen und Ängsten geplagten Bevölkerung eher verfangen als 
Durchhalteparolen der Ukraine-Unterstützer. Dabei belegen aktuelle Zahlen der Körber-
Stiftung, dass noch immer eine klare Mehrheit von 57 Prozent der Deutschen sich für die 
militärische Unterstützung der Ukraine aussprechen (im Vergleich zu gerade einmal 25 
Prozent, die selbiges auch für Israel fordern). Auch ist eine – wiewohl knappe – relative 
Mehrheit von 47 Prozent der Deutschen dafür, dass die Ukraine ihren Kampf fortsetzen 
solle, um das gesamte von Russland besetzte Territorium zurückzuerobern. 

Nicht nur eine klare Bevölkerungsmehrheit, auch sämtliche Parteien der demokratischen 
Mitte tragen die Unterstützung der Ukraine, wiewohl mit unterschiedlichen Akzentuierungen, 
seit nunmehr fast drei Jahren mit. Sie alle zeigten sich jedoch in den zurückliegenden 
Wahlkämpfen, wiederum in unterschiedlicher Form, nicht immun gegenüber populistischem 
Druck – sei es in Form des „Egopazifismus“ einer selbsternannten Friedensbewegung oder 
einer nationalpopulistischen „Unser Land zuerst“-Rhetorik. Die Risiken – und die 
potenziellen Konsequenzen – eines Nachgebens gegenüber solchem Druck wären im 
Bundestagswahlkampf ungleich gravierender als auf Landesebene: Eine tatsächliche, statt 
nur deklaratorische, Aufgabe oder Reduktion der Unterstützung der Ukraine, zumal zum 
jetzigen Zeitpunkt, hätte gravierende Folgen für die fundamentalen Sicherheitsinteressen 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Seit nunmehr 1 000 Tagen verteidigt die Ukraine auch unsere Sicherheit und unsere 
Freiheit. 

Seit nunmehr 1 000 Tagen verteidigt die Ukraine auch unsere Sicherheit und unsere 
Freiheit, indem sie den russischen Imperialismus und Expansionismus in die Schranken 
weist. Gerade in einer Zeit, in der die US-amerikanische Sicherheitsgarantie nicht mehr in  
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gleicher Weise unbedingt und unbeschränkt gilt wie in der Vergangenheit, wäre es für die 
Sicherheit Deutschlands und Europas fatal, wenn von der Ukraine das Signal ausginge, 
dass sich Rechtsbruch und militärische Aggression in Europa auszahlen. Die 
Aufrechterhaltung der Ukraine-Unterstützung muss daher im gemeinsamen Interesse aller 
Parteien liegen, die staatspolitische Verantwortung tragen. Um diese Verantwortung gegen 
populistische Spaltungsversuche abzuschirmen und die Unterstützung der Ukraine gegen 
wahltaktische Vereinnahmung zu schützen, könnten die Parteien der demokratischen Mitte 
für den heraufziehenden Wahlkampf einen „Pakt für die Ukraine“ schließen, der sich in 
seiner Anlage an dem im Mai dieses Jahres von CDU, CSU, SPD, Grünen, FDP und 
Linkspartei vereinbarten „Kodex für faire Wahlkämpfe“ orientiert: Er markiert gemeinsame 
Positionen, die zwischen den Parteien der Mitte unstreitig sind und auf deren Grundlage 
sich den Vertreterinnen und Vertretern der populistischen Ränder begegnen ließe. 

Konkret könnte eine solche überparteiliche Vereinbarung zur Ukraine-Politik drei Punkte 
umfassen: als Erstes ein klares Bekenntnis, dass Russlands Angriff auf die Ukraine und die 
europäische Friedensordnung nicht erfolgreich sein darf und die Ukraine den Krieg 
gewinnen muss. Zweitens die Selbstverpflichtung, die finanzielle und militärische 
Unterstützung der Ukraine fortzusetzen und gegebenenfalls auch den Wegfall der US-Hilfen 
(teilweise) zu kompensieren. Und drittens die Zusicherung, dass nur die Ukraine selbst über 
die Aufnahme und Bedingungen von Friedens- beziehungsweise 
Waffenstillstandsverhandlungen entscheiden kann. 

Sofern sich alle Parteien der demokratischen Mitte – und damit aller Wahrscheinlichkeit 
nach auch die zukünftigen Koalitionäre – bereits zu Beginn des Wahlkampfs auf diese drei 
zentralen Punkte verständigen würden, könnte es gelingen, das Thema im Wahlkampf zu 
de-politisieren und gegen populistische Angriffe von ganz links wie ganz rechts 
abzuschirmen. Vor allem aber würde sich daraus ein starkes demokratisches Mandat für 
eine künftige Bundesregierung ergeben, die Unterstützung der Ukraine entschlossen 
fortzuführen. Dies würde tatsächlich Verlässlichkeit bedeuten – für die Ukraine, aber auch 
für unsere internationalen Partner und die Rüstungsindustrie. Wenn die Spitzenkandidaten 
der Parteien der demokratischen Mitte zu Beginn der heißen Wahlkampfphase 
zusammenkämen, um einen solchen „Pakt für die Ukraine“ zu unterzeichnen, dann würden 
sie am Vorabend der Amtseinführung von Donald Trump ein wichtiges Signal der 
Entschlossenheit und Verlässlichkeit der deutschen und europäischen Ukraine-Politik 
senden. 

 
Karsten Jung, Düsseldorf 
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02) Kein Grund zur Panik. Trumps Wahl verstärkt die Sorgen in der Ukraine.  
      Es braucht ein realistisches Verständnis der Lage im Land – und einen    
      Waffenstillstand. 
 

      Von Julija Mendel 

11.11.2024  

picture alliance/Anadolu/Fermin TorranoViele ukrainische Soldaten sind mit ihren Kräften 

am Ende. 

Als die Ergebnisse der US-Präsidentschaftswahlen bekannt wurden, brach in den sozialen 
Medien erwartungsgemäß Panik aus, insbesondere was die Zukunft der Ukraine betrifft. 
Experten und Journalisten zeigten sich überzeugt, eine erneute Präsidentschaft von Donald 
Trump sei nicht weniger als eine absolute Katastrophe für die Ukraine. Die Realität ist jedoch 
weitaus nüchterner zu betrachten, als es das Drama in den Social Media nahelegt. Denn 
auch ein Harris-Sieg wäre aus ukrainischer Sicht kein eindeutiger Grund zur Freude 
gewesen. 

Ich habe beide Wahlkampf-Kampagnen genau verfolgt und dabei festgestellt, dass Trump 
in Bezug auf die Ukraine vor allem dazu aufruft, „den Krieg zu beenden“. Viele interpretierten 
dies als einen verschleierten Appell zur Kapitulation, aber die Wahrheit ist nuancierter. Und: 
Diese Botschaft findet bei einer weniger lautstarken Gruppe in der Ukraine großen Anklang 
– nämlich bei denen, die täglich unter Bombardierungen leiden und deren Leben sich seit 
der vollumfänglichen Invasion Russlands in einem endlosen Kreislauf der Zerstörung 
abspielt. 

Vor einem Jahr schrieb die New York Times, die Ukraine werde unweigerlich vor einer 
schwierigen Entscheidung stehen: Will sie die eigene Bevölkerung oder das Staatsgebiet 
schützen? Drei Jahre nach Beginn dieses Krieges – inklusive geschlossener Grenzen, einer 
zusammenbrechenden Wirtschaft und eines Exodus der Bürgerinnen und Bürger – ist diese 
Beobachtung nur noch treffender geworden. Unser nationaler Diskurs ist nach wie vor auf 
Gebietsgewinne als das ultimative Maß für einen Sieg fixiert. Dabei ist der wahre Kampf 
doch der für das Überleben der ukrainischen Nation selbst. 

Aufrufe, den derzeitigen Krieg zu unterbrechen (sei es womöglich auch nur vorübergehend), 
um die Nation zu retten, werden oft als naiv abgetan – typischerweise von denen, die weit 
von der Front entfernt sind. Kritikerinnen und Kritiker argumentieren: „Putin wird wieder  
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angreifen.“ Das mag stimmen. Doch nach dieser Argumentation scheint es notwendig, dass 
wir horrende menschliche Verluste und die potenzielle Auslöschung der ukrainischen Nation 
hinnehmen und rechtfertigen, weil es eine hypothetische zukünftige Bedrohung geben 
könnte. Man könnte auch sagen: Jetzt sterben, um zu vermeiden, dass man möglicherweise 
später stirbt. 

Eine rein militärische Lösung war für die Ukraine nie ein realistischer Weg zum Erfolg. 

Eine rein militärische Lösung war für die Ukraine nie ein realistischer Weg zum Erfolg, selbst 
wenn es unbegrenzte finanzielle und militärische Unterstützung des Westens gegeben 
hätte. Dies ist keine Kritik an unseren Streitkräften. Tatsächlich haben unsere Truppen, 
sowohl Berufs- als auch eingezogene Soldaten, bei der Verteidigung der Demokratie gegen 
die russische Tyrannei außerordentlichen Mut und Widerstandsfähigkeit bewiesen. Wir 
müssen uns jedoch der ernüchternden Realität stellen: Die Kosten dieses Krieges 
untergraben nach und nach die eigentliche Grundlage der ukrainischen Nation. 

Wer ist naiver? Ich, die mit Menschen in der ganzen Ukraine spricht und ihre Hilferufe erhält, 
oder diejenigen, die ihre Schlüsse aus Tiktok und Twitter ziehen und sich an offizielle 
Stellungnahmen klammern? Naivität kann gefährlich sein. Sie kann Leben kosten – in 
unserem Fall tausende. 

Kann und wird Donald Trump den Krieg beenden? Ich weiß es nicht. Was ich weiß, ist, dass 
in den höchsten Positionen, unter westlichen Politikern und Diplomaten schon seit langem 
über einen Waffenstillstand diskutiert wird. Ein Waffenstillstand – wie unvollkommen er 
letztlich auch sein mag – dürfte wohl das Beste sein, worauf wir in naher Zukunft hoffen 
können. 

Seit der gescheiterten Gegenoffensive 2023 hatte die Ukraine keine realistische Chance, 
gewisse Landstriche zurückzuerobern. 

Denn während eines Waffenstillstands könnten wir neue Verteidigungsanlagen errichten, 
die wir vor der Invasion nicht gebaut hatten und jetzt unter ständigem Beschuss nicht bauen 
können. Wir könnten unsere fragile, kollabierende Wirtschaft teilweise wiederbeleben. Wir 
könnten unsere Grenzen wieder öffnen, Wahlen abhalten und der Welt zeigen, dass wir es 
geschafft haben, die Demokratie, für die wir gekämpft haben, zu bewahren. Es gibt noch so 
viel mehr, das wir wiederaufbauen müssen – Gesundheitswesen, Bildung, Infrastruktur. Ein 
Waffenstillstand würde uns auch den nötigen Spielraum verschaffen, um unser Militär weiter 
zu stärken, seine Übungen und seine Einsatzbereitschaft zu verbessern. Sollte Putin 
tatsächlich erneut angreifen, wären wir somit weitaus besser vorbereitet und stünden auf 
festeren Füßen als jetzt in diesem zermürbenden Abnutzungskrieg. 

Was das Staatsgebiet betrifft: Seit der gescheiterten Gegenoffensive 2023 hatte die Ukraine 
keine realistische Chance, gewisse Landstriche zurückzuerobern. Daran wird auch alle 
Unterstützung auf Twitter nichts ändern. Tatsächlich haben wir in den vergangenen 
Monaten mehr Territorium verloren als im gesamten Jahr 2023: Allein zwischen August und 
September waren es etwa 478 Quadratkilometer. 

Das ist nicht allein die Schuld des Westens. Wenn man sich dort überhaupt nicht um die 
Ukraine scheren würde, hätte man nicht die immense Unterstützung geleistet, die wir 2022 
und 2023 erhalten haben. Die unangenehme Wahrheit bleibt aber: Die potenzielle 
Rückeroberung unserer Gebiete würde sehr viel Zeit, strategische Geduld und eine 
Kombination aus militärischer Stärke und diplomatischem Geschick erfordern. 
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Im Moment hingegen wird die Ukraine unter der Belastung des erbittert fortgeführten 
Krieges von Tag zu Tag schwächer. Deshalb brauchen wir Beständigkeit, Entschlossenheit 
und ein klares, realistisches Verständnis für die Situation hier in der Ukraine. 
Dramatisierende Rhetorik hilft uns nicht. Wir müssen die Wahlentscheidung des 
amerikanischen Volkes – und die Entscheidungen der Weltgemeinschaft – mit kühlem Kopf 
und offenem Herzen annehmen. 

Die englische Originalversion dieses Artikels erschien zuerst in der Kyiv Post. 

Aus dem Englischen von Tim Steins 

 
Julija Mendel, Kiew 

Julija Mendel ist Journalistin und Politikberaterin aus der Ukraine. Von Juni 2019 bis Juli 
2021 arbeitete sie als Pressesprecherin der Regierung von Präsident Wolodymyr Selenskyj. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/kein-
grund-zur-panik-1-
7911/?utm_campaign=de_40_20241112&utm_medium=email&utm_source=newslett
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https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/kein-grund-zur-panik-1-7911/?utm_campaign=de_40_20241112&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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R u s s l a n d (Seiten E 95 – E 104)  
 
01) Putins Kurswechsel. Der Kreml antwortet auf westliche Sanktionen mit  
      staatlich gelenkter Kriegswirtschaft – und verschafft sich damit  
      gesellschaftlichen Rückhalt 
 

      Von  Felix Jaitner 

21.11.2024

 
Hochofen Nummer 3 im Hüttenwerk Alchevsk – Russlands Industrie hat auf 

Kriegswirtschaft umgestellt.- picture alliance/dpa/TASS | Alexander Reka  

Seit Beginn des russischen Einmarsches in der Ukraine wird in Deutschland regelmäßig der 
Zusammenbruch der Wirtschaft vorausgesagt. Die Sanktionen, prophezeite 
Außenministerin Annalena Baerbock, würden Russland ruinieren. Und tatsächlich gab es in 
den ersten Kriegsmonaten viele Anzeichen, die diese Annahme stützten: Eine große Zahl 
westlicher Unternehmen verließ den russischen Markt und der Autoindustrie gingen 
aufgrund unterbrochener Lieferketten die Teile aus, sodass Fabriken geschlossen oder 
stillgelegt werden mussten. Die Wirtschaft befand sich im steilen Sinkflug und im Westen 
wähnte man sich im Aufwind. 

Doch die russische Wirtschaft hat nicht nur überlebt, sie befindet sich sogar auf einem 
Wachstumspfad. Als Reaktion auf die sanktionsbedingte Wirtschaftskrise und die 
militärischen Niederlagen in der Ukraine im Sommer 2022 vollzog die russische Regierung 
einen Strategiewechsel, der als Militär- oder Kriegskeynesianismus bezeichnet wird. Im 
Kern beschreibt der Kriegskeynesianismus eine staatlich gelenkte makroökonomische 
Politik, die darauf abzielt, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage durch höhere 
Militärausgaben zu steigern. Seit der Invasion in der Ukraine hat Russland seine 
Militärausgaben verdreifacht. Allein auf den Verteidigungshaushalt entfallen 40 Prozent der 
Staatsausgaben, verglichen mit 14 bis 16 Prozent vor 2022. Die steigende 
Industrieproduktion treibt die russische Volkswirtschaft aus der jahrelangen Stagnation. Im 
Jahr 2023 wuchs das Bruttoinlandsprodukt um 3,6 Prozent, während für dieses Jahr ein 
Wachstum zwischen 2,5 und 3 Prozent erwartet wird. 

Von der nachfrageorientierten Wirtschaftspolitik profitieren in erster Linie Unternehmen des 
Rüstungssektors, aber auch Zulieferer wie der Maschinenbau oder die Stahlindustrie. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/felix-jaitner/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/von-wegen-isoliert-7829/
https://www.ponarseurasia.org/wp-content/uploads/2022/09/Pepm_865_Ishchenko_Matveev_Zhuravlev_November2023.pdf
https://warontherocks.com/2024/09/russia-is-on-a-slow-path-to-bankruptcy-but-how-slow/
https://warontherocks.com/2024/09/russia-is-on-a-slow-path-to-bankruptcy-but-how-slow/
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Von der nachfrageorientierten Wirtschaftspolitik profitieren in erster Linie Unternehmen des 
Rüstungssektors, aber auch Zulieferer wie der Maschinenbau oder die Stahlindustrie. Diese 
fordern seit Langem eine stärker protektionistische Wirtschaftspolitik, da ihre westliche (und 
zunehmend chinesische) Konkurrenz die globalen Absatzmärkte dominiert. Darüber hinaus 
profitieren die Angestellten der produzierenden Sektoren, die zu den großen Verlierern der 
kapitalistischen Transformation in Russland gehören. Während in den vergangenen 30 
Jahren überwiegend soziale Nöte und prekäre Beschäftigungsverhältnisse den Alltag dieser 
Menschen prägten, hat sich die materielle Lage vieler Menschen seit Kriegsbeginn deutlich 
verbessert. Im Jahr 2023 stiegen die Realeinkommen nach Angaben des staatlichen 
russischen Statistikdienstes Rosstat um 5,8 Prozent. Trotz zum Teil erheblicher regionaler 
Unterschiede haben sich die Löhne im verarbeitenden Gewerbe mehr als verdreifacht, in 
einigen Fällen sogar verfünffacht. Während Weber im Dezember 2021 etwa 250 bis 350 
US-Dollar erhielten, sind inzwischen Löhne bis zu 1 300 Dollar möglich. 

Der Kriegskeynesianismus sollte nicht auf wirtschaftspolitische Maßnahmen in Kriegszeiten 
reduziert werden. Er ist vielmehr Teil einer langfristigen politischen Strategie, die 
insbesondere von nationalkonservativen Fraktionen in der russischen Elite vertreten wird 
und darauf abzielt, die starke Abhängigkeit des Landes vom Rohstoffexport zu verringern 
und somit den russischen Einfluss auf die sich herausbildende multipolare Weltordnung zu 
stärken. Seit der Invasion in der Ukraine hat die russische Regierung partiell ihre traditionell 
monetaristische Finanzpolitik aufgegeben. Die Einführung von Kapitalverkehrskontrollen, 
die höhere Besteuerung von Unternehmensgewinnen oder die Ersetzung des 
Einheitssteuersatzes (flat tax) zugunsten eines progressiven Systems wurden von den 
Wortführern des neoliberalen Lagers, wie der Zentralbankchefin Elvira Nabiullina, stark 
kritisiert, konnten aber nicht verhindert werden. Stattdessen wurde das national-
konservative Lager durch die Ernennung des Verteidigungsministers Andrej Beloussow 
weiter gestärkt. 

Die Veränderungen in der russischen Wirtschaft werden auch im Außenhandel immer 
deutlicher. 

Die Veränderungen in der russischen Wirtschaft werden auch im Außenhandel immer 
deutlicher. Als Folge der westlichen Sanktionen und der Förderung der Industrie 
konzentrieren sich viele Unternehmen stärker auf die BRICS-Länder und den Globalen 
Süden als noch vor zehn Jahren. Während die USA und die EU auf eine Abkopplung von 
China drängen, vertiefen Russland und China ihre technologische Zusammenarbeit über 
den Verteidigungssektor hinaus. Schon vor der russischen Invasion stellte das Carnegie-
Institut fest, dass sich Russland in aller Stille in eine technologische Pax Sinica integriert. 
Auch der Handel mit den Mitgliedstaaten der Eurasischen Wirtschaftsunion EAWU sowie 
mit Indien, dem Iran und Afrika gewinnt weiter an Bedeutung. Auffällig ist, dass Russland 
nicht nur Rohstoffe in diese Länder liefert, sondern dass neben der traditionell 
internationalisierten Rüstungsindustrie auch der agroindustrielle Komplex, der IT-Sektor und 
der Maschinenbau zunehmend versuchen, neue Märkte zu erschließen. 

Die Wirtschaftsbeziehungen zu China verdeutlichen jedoch die Abhängigkeit Russlands im 
Bereich der Hochtechnologiegüter, die auch für den Handel mit westeuropäischen Ländern, 
insbesondere Deutschland, typisch war. Während Russland hauptsächlich Rohstoffe 
(fossile Energie) exportiert, importiert es im Gegenzug Maschinen, Anlagen und 
Konsumgüter. Ein wichtiger Unterschied besteht jedoch darin, dass China große Mengen 
an Rüstungsgütern oder Technologie zum Bau von Atomkraftwerken von Russland kauft. 
Dennoch ist die Abhängigkeit im Hochtechnologie- und Konsumgüterbereich ein wichtiger 
Grund, warum es auf russischer Seite starke Vorbehalte gegen ein enges Bündnis mit China 
gibt. 

https://carnegieendowment.org/russia-eurasia/politika/2024/05/russia-war-income?lang=en
https://www.vsa-verlag.de/nc/buecher/detail/artikel/oel-gas-russlands-entwicklungsmodell/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/experiment-ohne-erfolgsgarantie-7510/
https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/koalition-der-mittelmaechte-7867/
https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/koalition-der-mittelmaechte-7867/
https://carnegiemoscow.org/commentary/83589
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Eine weitere Kehrseite des Kriegskeynesianismus sind die wachsenden regionalen 
Unterschiede: Während die industrialisierten Regionen in Westrussland und im Ural von der 
staatlichen Nachfrage nach Rüstungsgütern profitieren, fallen die wirtschaftlich isolierten 
Regionen im Nordkaukasus und im arktischen Norden weiter zurück. Neben den regionalen 
vertiefen sich auch die sozialen Ungleichheiten. Im Dienstleistungssektor sind prekäre 
Beschäftigung und niedrige Löhne besonders weit verbreitet. Die Streikwelle der 
Kurierfahrergewerkschaft macht dies deutlich. Zudem steigt die Zahl der Familien, deren 
Angehörige im Krieg gefallen sind oder die das Land in Folge des Krieges verlassen haben 
und oft in prekären Verhältnissen im Ausland leben. 

Der Kriegskeynesianismus der Regierung hat eine soziale Basis in der Bevölkerung. 

Es wird deutlich: Der Kriegskeynesianismus der Regierung hat eine soziale Basis in der 
Bevölkerung. Die Unternehmensführung und die Angestellten – insbesondere 
Facharbeiterinnen und Facharbeiter – aus den produzierenden Sektoren unterstützen die 
Politik, da sie die Interessen dieser Schichten gezielt bedient. Das bedeutet nicht, dass 
Angestellte den Krieg gegen die Ukraine zwangsläufig befürworten. Aber die deutlichen 
materiellen Verbesserungen verschaffen der Regierung gerade in den sozialen Schichten 
Rückhalt, die unter der anhaltenden Wirtschaftskrise und dem Abbau des Sozialstaats – 
Stichwort Rentenreform – besonders betroffen waren. 

Diese Ausgangslage erinnert an die Jahre des Wirtschaftsbooms der ersten beiden Putin-
Administrationen von 2000 bis 2008. Doch es gibt wichtige Unterschiede: Getragen von 
steigenden Rohstoffpreisen basierte das hohe Wirtschaftswachstum damals in erster Linie 
auf der Ausweitung der Öl- und Gasexporte, eine Konstellation, von der besonders zwei 
Gruppen profitierten: die Besitzer der Rohstoffkonzerne und die städtischen Mittelschichten, 
vor allem jene, die im Handel, im Finanz- und Immobiliensektor beschäftigt sind. Als größter 
Abnehmer von russischen Energierohstoffen hatten diese sozialen Gruppen ein großes 
Interesse an engen wirtschaftlichen und politischen Beziehungen mit dem Westen. 

Dagegen funktioniert der Kriegskeynesianismus nur unter den Bedingungen einer 
wirtschaftlichen Entkopplung mit dem Westen und geht mit einer wirtschaftlichen und 
politischen Ausrichtung Russlands nach Asien einher. Dies schafft ein gefährliches 
innenpolitisches Gefüge, in dem relevante gesellschaftliche Schichten ein Interesse am 
Konflikt mit dem Westen (und der Ukraine) oder zumindest an der Fortsetzung des 
Kriegskeynesianismus haben, da sie materiell oder politisch davon profitieren. Dies 
erschwert nicht nur eine Friedenslösung für die Ukraine, sondern auch vertrauensbildende 
Maßnahmen und eine Annäherung zwischen Russland und dem Westen nach einem Ende 
der Kampfhandlungen.  

 
Felix Jaitner, Berlin 

Dr. Felix Jaitner ist Politikwissenschaftler mit Schwerpunkt auf Entwicklungskonflikten des 
russischen Machtblocks. Zuletzt erschien von ihm das Buch Russland: Ende einer 
Weltmacht. Vom autoritär-bürokratischen Staatssozialismus mit Ressourcenextraktivismus 
und Kriegswirtschaft in die Zukunft? 

https://jacobin.com/2023/02/courier-union-strike-food-delivery-russian-tech#:~:text=In%20the%20latest%20episode%20of%20their%20growing%20union
https://jacobin.com/2023/02/courier-union-strike-food-delivery-russian-tech#:~:text=In%20the%20latest%20episode%20of%20their%20growing%20union
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02) Was bedeutet Trumps Wahlsieg für Russland? Moskau macht Fortschritte  
      in der Ukraine. Doch eigentlich gibt es im Kreml wenig Grund zum  
      Optimismus 
 

      Von Tatiana Stanovaya 

 

19.11.2024

 
Was hat Trump vor? -picture alliance/dpa/TASS | Alexander Ryumin 

In den letzten Monaten schien dem russischen Präsidenten Wladimir Putin das Glück hold 
zu sein. Die Unterstützung des Westens für die Ukraine lässt allmählich nach und direkte 
Verhandlungen mit Russland sind offenbar nicht länger eine abwegige Idee. Zudem setzt 
sich der Rechtsruck in der westlichen Politik mit Donald Trumps Sieg bei den US-
Präsidentschaftswahlen nahtlos fort. Es hat den Anschein, als stünde Moskau kurz davor 
zu bekommen, was es will. Das ist jedoch irreführend: Die Lage Russlands ist in Wahrheit 
sehr viel komplizierter, als sie wirkt. Tatsächlich gibt es im Kreml wenig Grund für 
Optimismus. 

Nach fast drei Jahren Krieg in der Ukraine bestreitet kaum jemand, dass Russland gerade 
die Oberhand auf dem Kriegsschauplatz hat. Die russischen Truppen kommen immer weiter 
voran. Sie haben nicht nur mehr Waffen und Soldaten, sondern setzen Kiew auch mit den 
Angriffen auf die kritische Infrastruktur unter Druck. Die Chancen einer erneuten 
ukrainischen Gegenoffensive scheinen minimal zu sein. Und in Russland gibt es keinerlei 
Anzeichen für eine politische Krise. Einfach ausgedrückt: Putin ist am Drücker. 

Das Problem für Putin ist, dass keine westliche Führung – einschließlich Trump – einen Plan 
zur Beendigung des Krieges im Sinn hat, der für den russischen Staatschef annähernd 
akzeptabel wäre. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/putins-kurswechsel-7933/?utm_campaign=de_40_20241121&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/putins-kurswechsel-7933/?utm_campaign=de_40_20241121&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/putins-kurswechsel-7933/?utm_campaign=de_40_20241121&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/putins-kurswechsel-7933/?utm_campaign=de_40_20241121&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/tatiana-stanovaya/
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Viele erwarten, dass Trumps Wahlsieg zu einer Wiederaufnahme der hochrangigen 
Kontakte zwischen Washington und Moskau führen wird. Zudem glaubt man, dass die USA 
die Unterstützung für die Ukraine reduzieren werden und dass es zu Uneinigkeit in der 
NATO kommen wird. All das läuft jedoch nicht zwangsläufig auf einen Sieg für den Kreml 
hinaus. Das Problem für Putin ist, dass keine westliche Führung – einschließlich Trump – 
einen Plan zur Beendigung des Krieges im Sinn hat, der für den russischen Staatschef 
annähernd akzeptabel wäre. Keine der angedachten Lösungen kommen auch nur in die 
Nähe der russischen Forderungen, dass die NATO die Ukraine niemals aufnehmen wird 
oder dass in Kiew eine pro-russische Regierung eingesetzt wird. 

Auch wenn es mehrere Wege gibt, die Putin einschlagen könnte, um diese Ziele zu 
verfolgen und zu erreichen, scheint keiner davon wirklich erfolgversprechend. Der erste ist 
natürlich der militärische Weg. Aber führende Fachleute sind sich einig, dass Russland zwar 
zuletzt vorrücken konnte, aber nicht genug Soldaten und Ausrüstung hat, um die 
ukrainischen Städte einzunehmen. Alles, was Russland tun könne, sei die langsame 
Verschiebung der Front nach Westen, wobei es dabei hohe Verluste mache. 

Der zweite Weg wäre die Kapitulation Kiews. Anders gesagt, wäre das die Ablösung von 
Wolodymyr Selenskij durch einen Regierungschef von fragwürdiger Legitimität, der bereit 
wäre, Putin das Land auf einem silbernen Tablett zu überreichen. So eine vollständige 
Kapitulation würde nicht nur einen Waffenstillstand beinhalten, sondern auch die 
Anerkennung aller russischen Forderungen, darunter die Neutralität der Ukraine, eine 
drastische Verkleinerung der ukrainischen Armee, eine Verfassungsänderung, um den pro-
russischen Gruppen Begünstigungen einzuräumen, und natürlich der Verzicht auf Gebiete. 

Moskau versucht, sowohl die Ukrainerinnen und Ukrainer als auch den Westen davon zu 
überzeugen, Selenskij „abzuservieren“. 

In der Tat versucht Moskau, sowohl die Ukrainerinnen und Ukrainer als auch den Westen 
davon zu überzeugen, Selenskij „abzuservieren“ und einen gefügigeren Regierungschef ins 
Amt zu hieven. Aber trotz all der Probleme, vor denen die Regierung in Kiew steht, weist 
nichts darauf hin, dass es eine spürbare Bewegung in diese Richtung geben würde. Und 
die Wahrscheinlichkeit, dass die politischen Verhältnisse in Kiew sich dahingehend ändern, 
dass die russischen Forderungen ernsthaft in Erwägung gezogen werden, scheint sehr 
gering. 

Der dritte Weg sind größere politische Veränderungen im Westen, die dazu führen, dass die 
westlichen Regierungen die Ukraine dazu drängen, eine für Moskau akzeptable Regierung 
zu bilden. Viele glauben, dass dies das Szenario ist, auf das der Kreml jetzt setzt. Hört man 
jedoch zu, wie sich die westlichen Regierungen – einschließlich Trump – gerade zur Ukraine 
äußern, wird deutlich, dass niemand einen Regierungswechsel in Kiew auch nur erwähnt. 
Selbst diejenigen, die für Verhandlungen sind, wollen weder eine Kapitulation der Ukraine 
noch eine Marionettenregierung in Kiew. 

Der Kreml bereitet die russische Bevölkerung schon seit einiger Zeit auf einen letzten 
Vorstoß in der Ukraine vor, mit dem ein strategischer Durchbruch gelingen soll, der zu 
Verhandlungen über eine Kapitulation der Ukraine führt. Sollte dies nicht bald passieren, ist 
Russland zu einer weiteren Mobilisierung mit allen damit einhergehenden politischen 
Risiken gezwungen, um eine größere Eskalation auf dem Kriegsschauplatz zu suchen. Die 
russischen Behörden haben immer wieder die Rekrutierungsprämien erhöht, um neue 
Soldaten zu verpflichten, aber der Mangel an Rekruten wird immer größer. Bei den 
erheblichen Verlusten an Männern und Ausrüstung wird es für Russland schon schwer, das 
derzeitige Vormarschtempo in der Ukraine aufrechtzuerhalten. 
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Die Wahl von Trump bringt den Kreml in eine schwierige Lage. 

All das bedeutet, dass die Wahl von Trump den Kreml in eine schwierige Lage bringt. Wie 
Putins Sprecher Dmitri Peskow bereits äußerte, werden die russischen Verantwortlichen 
genau beobachten, was der designierte Präsident macht. Sie werden Trumps erste Schritte 
abwarten, um zu sehen, ob das Gerede von der „günstigen Gelegenheit“ zu etwas führt oder 
nicht. 

Theoretisch könnte dieses Abwarten bedeuten, dass Russland auf eine weitere Eskalation 
verzichtet. Der Kreml könnte sogar den Druck auf Kiew verringern, um ein Zeichen zu 
setzen, dass er für neue Ideen offen ist. Aber es gibt auch viele in der russischen Politik, die 
es für Zeitverschwendung halten, auf Trumps Aktionen zu warten. Sie sind der Meinung, 
dass Russland seinen derzeitigen Vorteil im Kriegsgeschehen nicht für leere 
Versprechungen über Gespräche mit Washington aufs Spiel setzen sollte. Denn ihrer Logik 
zufolge gehen im politischen Establishment der USA sowieso immer die Hardliner als Sieger 
hervor. 

Im Endeffekt hängt Russlands Siegesstrategie – genau wie die der Ukraine – von Prozessen 
ab, über die es keine Kontrolle hat. Von daher schwankt Russland zwischen der Möglichkeit 
eines Waffenstillstands und weiterer militärischer Eskalation hin und her. Jeder falsche 
Schritt Moskaus geht mit enormen Risiken einher, etwa zu einer neuen Mobilisierung 
gezwungen zu sein, zu radikaleren Maßnahmen greifen zu müssen, um die Kontrolle im 
Inland zu bewahren, oder gar die direkte Konfrontation mit NATO-Soldaten. Trotz der 
aktuellen Fassungslosigkeit über Trumps Wahlsieg hat der Westen immer noch eine 
maßgebliche Rolle bei der Entscheidung über die Zukunft der Ukraine zu spielen. 

Dieser Artikel erschien zuerst in Carnegie Politika. 

Aus dem Englischen von Ina Goertz 

 
Tatiana Stanovaya, Berlin 

Tatiana Stanovaya ist Senior Fellow am Carnegie Russia Eurasia Center. Sie ist außerdem 
Gründerin des politischen Analyseunternehmens R.Politik. Reality of Russian Politics und 
Mitglied der französisch-russischen Handelskammer. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/was-bedeutet-trumps-wahlsieg-fuer-

russland-

7925/?utm_campaign=de_40_20241119&utm_medium=email&utm_source=newsletter   
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03) Gebären fürs Vaterland. Der Kreml sucht fieberhaft nach Wegen, die  
     Geburtenrate zu steigern und appelliert an den Nationalstolz junger Frauen.  
     Verfängt die Propaganda? 
 

     Von Daria Boll-Palievskaya 

Europa 14.11.2024 

 
Kanonenfutter für künftige Kriege? Russische Kinder werden schon früh ans Militär 

herangeführt.-  picture alliance/dpa/Tass | Yevgeny Messman  

Die Lösung klingt so einfach: „Man muss einfach so viele Kinder wie möglich gebären und 
sie so gut wie möglich erziehen. Den Rest erledigen sie selbst“, so formulierte der 
Gouverneur der Region Kurgan, Wadim Schumkow, in seinem Telegram-Kanal die Antwort 
für das demografische Problem Russlands. Die Demografie ist tatsächlich eine der größten 
Herausforderungen, vor denen Russland steht. In diesem Jahr liegt die Geburtenrate auf 
dem niedrigsten Stand seit 25 Jahren, während die Sterberate gleichzeitig ansteigt. Der 
Bevölkerungsrückgang hat sich im ersten Halbjahr 2024 laut Schätzungen der russischen 
Statistikbehörde Rosstat im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres um das 1,8-
Fache verstärkt. Auch die Geburtenrate sinkt weiter: Im ersten Halbjahr 2024 wurden 2,7 
Prozent weniger Kinder geboren als im gleichen Zeitraum des Jahres 2023. Angesichts 
dieser alarmierenden Entwicklungen reagiert die Politik jedoch nicht mit ausgewogenen 
demografischen Maßnahmen, sondern mit reiner Propaganda. Der russische Gesetzgeber 
sucht fieberhaft nach Wegen, Frauen zu mehr Geburten zu bewegen – und zwar eher mit 
Peitsche als mit Zuckerbrot. 

Bereits 2022 wurde in die Staatsduma ein Gesetzentwurf eingebracht, der die „Childfree-
Propaganda“, also die „Propaganda der Kinderlosigkeit“, verbieten sollte. Der Entwurf wurde 
damals abgelehnt, doch am 12. November 2024 verabschiedete das russische Parlament 
das Gesetz: Das Verbot der „Propaganda der Kinderlosigkeit“ sei für die nationale Sicherheit 
erforderlich. Laut Elvira Aitkulowa, Mitinitiatorin des Gesetzes und Abgeordnete der Putin-
Partei Einiges Russland, verbreiten Anhänger der „Kinderlosigkeits“-Ideologie „Ideen eines 
freiwilligen Verzichts auf Kinder“ und förderten so eine Entvölkerung. Das Gesetz soll 
traditionelle Familienwerte stärken und gegen die Verbreitung von Informationen im Internet, 
in Medien, Filmen und der Werbung vorgehen, die den Verzicht auf Kinder propagieren. Für 
Verstöße drohen empfindliche Geldstrafen: bis zu umgerechnet etwa 4 000 Euro für 
Einzelpersonen und bis zu 50 000 Euro für Unternehmen. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/daria-boll-palievskaya/
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Das Gesetz wurde noch nicht einmal in erster Lesung verabschiedet, hat aber bereits 
praktische Folgen gezeigt. Die Administratoren haben eines der größten Internetforen „Das 
Glück der Mutterschaft“ geschlossen. In diesem Forum tauschten sich mehrere 
zehntausend Frauen über Probleme rund um das Muttersein aus. Man könnte sich fragen, 
was Frauen mit Kindern mit der Ideologie der Kinderlosigkeit zu tun haben. Dies war ein Akt 
der Selbstzensur. Doch die Ängste der Frauen sind sehr nachvollziehbar. Was als 
Propaganda für Kinderlosigkeit gelten wird, bestimmen die Machthaber. Einige Experten 
äußerten bereits die Befürchtung, dass darunter auch Werbung für Verhütungsmittel und 
Kondome fallen könnte. Wadim Schumkow verglich Anhänger der „Childfree“-Bewegung 
gar mit Satanisten, die einen „offenen Konflikt mit Gott“ führen. Der Vorsitzende des 
Ausschusses für Familie, Mutterschaft und Kindheit der Russisch-Orthodoxen Kirche, 
Priester Fjodor Lukjanow, bezeichnete das Verbot als eine notwendige „Maßnahme zum 
Selbstschutz der Gesellschaft“ gegen schädlichen Einfluss von außen. Seiner Ansicht nach 
sei die Ideologie dieser Bewegung von „westlichen Strategen“ entwickelt worden. 

Allerdings scheinen die russischen Parlamentarier den Kampf einer nicht existierenden 
Gefahr erklärt zu haben. Obwohl sie die „Kinderlosigkeits“-Bewegung für eine nationale 
Bedrohung halten, wollen in Russland laut einer aktuellen Studie lediglich 2,4 Prozent der 
Frauen und 3,5 Prozent der Männer keine Kinder. Diese Zahlen stammen aus einer 2022 
von Rosstat durchgeführten Umfrage zu den reproduktiven Plänen der Bevölkerung und 
sind seit 2012 nur leicht gestiegen. 

Fast die Hälfte der Russen wünscht sich sogar zwei Kinder, doch häufig mangelt es an 
finanziellen Mitteln, um diesen Wunsch zu erfüllen. 

Die Annahme, es gebe ein weit verbreitetes Streben nach Kinderlosigkeit, entbehrt also 
jeder Grundlage. Fast die Hälfte der Russen, 45 Prozent, wünscht sich sogar zwei Kinder, 
doch häufig mangelt es an finanziellen Mitteln, um diesen Wunsch zu erfüllen. Wie eine 
Studie der Higher School of Economics (HSE) zeigt, liegt das Einkommensdefizit von 
Familien mit Kindern um das 4,3-Fache über der staatlichen Unterstützung. Familien mit 
Kindern sind die am stärksten gefährdete Gruppe im Hinblick auf das Armutsrisiko, heißt es 
in der Studie. 

Es ist nicht so, dass die russische Regierung keine Maßnahmen zur Verbesserung der 
Demografie ergriffen hätte. Seit 2007 gibt es das sogenannte „Mutterschaftskapital“ – eine 
einmalige Zahlung bei der Geburt eines Kindes, die für den Erwerb von Immobilien oder die 
Ausbildung der Kinder genutzt werden kann. Für das Jahr 2025 sind jedoch nur 536 
Milliarden Rubel (umgerechnet circa 5,3 Milliarden Euro) für das Mutterschaftskapital 
vorgesehen, was lediglich 0,27 Prozent des BIP entspricht. Auch die Bedingungen für die 
vergünstigte Familienhypothek, ein weiterer zentraler Mechanismus des Staates zur 
Unterstützung von Familien, wurden zum 1. Juli 2024 verschärft. Familien können die 
Vorzugsrate von sechs Prozent nur noch dann in Anspruch nehmen, wenn sie mindestens 
ein Kind unter sechs Jahren haben – unter den alten Bedingungen konnte das Programm 
von Familien mit einem Kind bis 18 Jahre genutzt werden. 

Langfristig angelegte demografische Maßnahmen sind also teuer. Verbote, die traditionelle 
Werte stärken sollen, verursachen hingegen kaum Kosten und lassen sich in einem 
autokratischen System leicht umsetzen. Kein Wunder also, dass die Liste solcher 
Einschränkungen stetig wächst. So wurde es Mitte 2023 privaten medizinischen Kliniken in 
einigen Regionen Russlands untersagt, Abtreibungen durchzuführen. Im Juni empfahl das  
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Gesundheitskomitee der Staatsduma dem Gesundheitsministerium, die Abtreibungsfrist 
von zwölf auf neun Wochen zu verkürzen. Zudem gibt es Vorschläge, eine Steuer auf 
Kinderlosigkeit einzuführen – wie einst in der Sowjetunion – und die Einnahmen für die 
Modernisierung russischer Waisenhäuser zu nutzen. Diese Maßnahmen fügen sich in die 
Reihe von Aktionen russischer Gesetzgeber gegen vermeintliche Bedrohungen ein. So 
verbot der Oberste Gerichtshof Russlands im November 2023 die Tätigkeit der – faktisch 
nicht existierenden – „internationalen LGBT-Bewegung“, die als extremistisch eingestuft 
wurde. Als nächstes soll die Jugend-Subkultur der Quadrobics verboten werden, deren 
überschaubare Anhängerschaft sich mit Tieren identifiziert, Masken trägt und Tierverhalten 
nachahmt. 

Das Verbieten vermeintlich „destruktiver“ Subkulturen zeigt die Orientierungslosigkeit des 
Kremls bei der Lösung echter Probleme wie der Demografie. Um sicherzustellen, dass 
russische Jugendliche nicht von westlichen Einflüssen verführt werden, sondern frühzeitig 
an die Familienplanung denken, wurde ein neues Schulfach namens „Familienkunde“ 
eingeführt. Ziel des Faches ist es, bei den Schülern pro-familiäre Werte und Vorstellungen 
über Ehe, Kinderreichtum und Keuschheit zu verankern, um die demografischen Probleme 
des Landes zu lösen, wie es im Fachprogramm heißt. 

Putin äußerte auf dem Östlichen Wirtschaftsforum im September, dass es in Russland 
wieder in Mode kommen solle, viele Kinder zu haben, wie früher, als russische Familien 
sieben, neun oder zehn Kinder hatten. Am selben Tag forderte die Duma-Abgeordnete 
Zhanna Ryabtsewa die Russinnen auf: „Gebären, gebären und nochmals gebären“. In der 
Region Tscheljabinsk erhalten Studentinnen unter 24 Jahren deshalb auf Initiative des 
Gouverneurs eine Million Rubel für die Geburt eines Kindes. All diese Appelle, Verbote, 
Strafen und Erziehungsmaßnahmen scheinen jedoch kaum Einfluss auf das 
Geburtenwachstum in Russland zu haben. Bereits 2023 räumte Putins Sprecher Dmitri 
Peskow ein, dass die Maßnahmen zur Förderung der Geburtenrate nicht das gewünschte 
Ergebnis gebracht hätten. Laut Prognosen von Rosstat wird die Anzahl der Geburten von 
2023 bis 2027 von jährlich 1,244 Millionen auf 1,140 Millionen sinken. Nach Ansicht des 
unabhängigen Demografen Alexej Rakscha wären zur Steigerung der Geburtenrate in 
Russland jährlich mehr als sechs Billionen Rubel (circa 60 Milliarden Euro) zur 
Armutsbekämpfung nötig. „Im Idealfall sollte für jedes Kind eine bedingungslose Zahlung in 
Höhe des Existenzminimums bis zur Volljährigkeit oder zum Universitätsabschluss gewährt 
werden“, sagte er der unabhängigen Zeitschrift Serena. 

Putin bezeichnet den „Schutz des Volkes, die Förderung von Mutterschaft und Kindheit 
sowie die Erhöhung der Lebenserwartung“ als die grundlegende Leitlinie der staatlichen 
Politik. Die Kampagne zur Förderung von Familienwerten und die Aufforderung an Frauen, 
mehr und früher Kinder zu bekommen, haben jedoch kaum etwas mit dem „Schutz des 
Volkes“ zu tun und wirken zynisch in einem Land, das einen Krieg gegen seinen Nachbarn 
führt. Die Lippenbekenntnisse des Kremls stehen in scharfem Widerspruch zur Realität, in 
der das genetische Erbe und wertvollste Kapital Russlands – seine jungen Männer – Tag 
für Tag auf den Schlachtfeldern der Ukraine sterben. Genaue Zahlen sind schwierig zu 
finden. Bereits ein Jahr nach Kriegsbeginn lag nach Schätzungen des Centers for Strategic 
and International Studies die Anzahl der Getöteten und Verwundeten auf Seiten der 
Russischen Föderation bei etwa 200 000 bis 250 000. Eine gemeinsame Studie von BBC 
und Mediasona von diesem Oktober kommt auf 72 000 getötete russische Soldaten. Die 
NATO schätzt, dass sich allein dieses Jahr die Zahl der verwundeten oder getöteten 
russischen Soldaten auf 600 000 verdoppelt hat. 

Kinder für das Land zu gebären, ohne zu fragen, wie viel Geld es dafür gibt – das sei wahre 
Heimatliebe. 

https://www.nzz.ch/international/wladimir-putins-neue-angstgegner-sind-bellende-teenager-im-eigenen-land-ld.1853161
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Den Sinn und Zweck der regelrechten „moralischen Panik über die Geburtenrate“, wie 
Alexej Rakscha es nennt, die die russischen Behörden in den letzten Monaten entfacht 
haben, erklärte Michail Minenkow, Bürgermeister von Newinnomyssk, in einer 
Radiosendung: „Du bist deinem Vaterland etwas schuldig, aber das Vaterland schuldet dir 
nichts.“ Kinder für das Land zu gebären, ohne zu fragen, wie viel Geld es dafür gibt – das 
sei wahre Heimatliebe. 

In der russischen Sprache gibt es eine geflügelte Redewendung: „Die Weiber werden schon 
neue gebären“, womit die verächtliche Haltung der (militärischen) Befehlshaber gegenüber 
dem Wert des menschlichen Lebens gemeint ist. Mit der einen Hand nimmt der Kreml junge 
Männer und schickt sie ins Kriegsgetümmel, während er mit der anderen Hand vehement 
an die Gesellschaft appelliert, mehr Kinder in die Welt zu setzen. Die Appelle, für das 
Vaterland zu gebären, erscheinen wie ein strategischer Plan – um sicherzustellen, dass es 
auch in 20 Jahren genug „Material“ gibt, das an die Front geschickt werden kann. In einer 
Gesellschaft, in der Leben geopfert werden, wird das Gebären von Kindern zur Pflicht und 
die Zukunft der nächsten Generation zur potenziellen Ressource für den Machterhalt des 
Kremls. 

 
Daria Boll-Palievskaya, Düsseldorf 

Daria Boll-Palievskaya ist freie Journalistin und Autorin. Sie ist Redakteurin der 
unabhängigen Online-Zeitung russland.NEWS und schreibt u.a. für Zeit Online und den 
MDR.  
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E. k) Süd- und Westeuropa                                             Seiten E 107 – E 109  
 

I t a l i e n (Seiten E 107 – E 109) 
 

01) Melonis Maskerade. Im Ausland moderat, zu Hause Hardlinerin: Italiens  
      Regierungschefin treibt gekonnt ihre rechte Agenda voran – ohne die  
      Mehrheit im Land zu verprellen 
 

      Von Anna Momigliano 

21.11.2024 

picture alliance/Zumapress/Mauro ScrobognaGeschickter Balanceakt: Giorgia Meloni weiß 

genau, was sie tut. 

Als die italienische Regierung vor kurzem ein Gesetz verabschiedete, das 
Leihmutterschaften auch im Ausland mit hohen Geld- und Gefängnisstrafen belegte, gab es 
einigen Aufruhr. Doch der Protest hielt nicht lange an. Die Maßnahme wurde natürlich von 
einigen progressiven Prominenten kritisiert: „Kann mir jemand erklären, warum das ein 
Verbrechen ist?“, fragte die Komikerin Luciana Littizzetto in der beliebten abendlichen 
Talkshow Che Tempo Che Fa („Wie ist das Wetter?“). Elly Schlein, die Vorsitzende der 
Demokratischen Partei, die sich in der linken Mitte verortet, nannte das Gesetz „scheußliche 
Propaganda auf dem Rücken von Kindern“. Italiens größte LGBTQ+-Organisation Arcigay 
bezeichnete es als „schwerwiegende Verweigerung individueller Rechte“ und kündigte 
Proteste an. 

Doch am Tag nach dem Parlamentsbeschluss waren die Titelseiten der Zeitungen 
stattdessen voll mit Artikeln über die Haushaltskürzungen. Das Thema verschwand 
daraufhin weitgehend aus den Nachrichten und wurde nur noch in kleinen, progressiven 
Kreisen auf sozialen Medien diskutiert. Dies ist ein weiteres Beispiel für ein mittlerweile 
vertrautes Muster: Ein Beschluss der Regierung unter Italiens rechter Ministerpräsidentin 
Giorgia Meloni sorgt bei den Linken für Empörung, findet auch in den Medien einigen 
Widerhall, entfacht jedoch keine breite gesellschaftliche Debatte. Das Gesetz wird 
verabschiedet, Melonis Zustimmungswerte bleiben hoch, und Italien rückt mit kaum mehr 
als einem Schulterzucken nach rechts. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/anna-momigliano/
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Es ist bekannt, dass Meloni, deren politische Laufbahn im postfaschistischen Movimento 
Sociale Italiano begann, sich als Ministerpräsidentin eine erfolgreiche Doppelidentität 
aufgebaut hat: Im Ausland ist sie moderat, zuhause Hardlinerin. So demonstrierte ihre 
Regierung angesichts der russischen Invasion auf internationaler Bühne stets 
Unterstützung für die Ukraine und die NATO, obwohl Meloni selbst in der Vergangenheit 
durchaus lobende Worte für Wladimir Putin gefunden hatte. 

Auch daheim musste Meloni Balanceakte vollführen, um ihre rechtskonservative Agenda 
durchzusetzen, ohne die Bevölkerung vor den Kopf zu stoßen. Bis jetzt ist ihr das gelungen: 
In Italien, einem Land mit notorisch kurzlebigen Regierungen und Zustimmungsraten, wurde 
die Ministerpräsidentin zu einem ungewöhnlichen Stabilitätsanker. Die Faktencheck-
Website Pagella Politica zeigte in einer vergleichenden Analyse von Meinungsumfragen seit 
2008, dass die Zustimmungsraten ihrer Regierung zwar nicht überragend, aber seit ihrer 
Amtseinführung konstant geblieben sind – ein scharfer Kontrast zu den meisten 
Vorgängerkabinetten. Ihre Regierung zählt damit zwei Jahre nach der Wahl bereits zu den 
langlebigsten in der italienischen Geschichte. 

Ihre Regierung zählt damit zwei Jahre nach der Wahl bereits zu den langlebigsten in der 
italienischen Geschichte. 

Diese Beständigkeit verdankt sie nicht bloßem Glück oder Zufall. Meloni gelang es, sich den 
Rückhalt ihrer Fans zu sichern und zugleich die halbherzige Unterstützung einer breiteren, 
moderateren Wählerschaft zu erlangen, indem sie Maßnahmen erließ und Reden hielt, die 
rechts genug waren, um Erstere zufriedenzustellen und Letztere nicht zu verschrecken. 

Dazu gehört in Italien auch das Verbot der Leihmutterschaft. In den USA sind sowohl 
uneigennützige als auch kommerzielle Formen der Leihmutterschaft weit verbreitet und 
genießen breite Unterstützung. In Italien hingegen galt Leihmutterschaft schon immer als 
Verbrechen. Das neue Gesetz geht nun noch einen Schritt weiter und stellt sie auch bei 
Inanspruchnahme im Ausland unter Strafe. Kommerzielle Leihmutterschaft, bei der die 
Leihmutter für das Austragen der Schwangerschaft bezahlt wird, ist in der gesamten EU 
verboten, und in Italien sprechen sich etwa 76 Prozent der Befragten dagegen aus. Manche 
italienische Linke betonen, Leihmutterschaft sei Ausbeutung, vor allem gegen Bezahlung, 
und Prominente, die sich dafür aussprechen, wägen ihre Worte sorgfältig ab. Auch 
Littizzetto äußerte sich nicht zustimmend: „Ich kenne bei einem solchen komplexen, 
riesigen, schwierigen Thema keine Gewissheiten“, sagte sie bei ihrem Auftritt in Che Tempo 
Che Fa. 

Ähnlich wie mit dem Gesetz zur Leihmutterschaft plant Meloni nun, ein neues 
Sicherheitspaket zu verabschieden, das die Rechte von Demonstrierenden erheblich 
einschränken würde. Zudem hat sie ein Abkommen mit Albanien geschlossen, um 
Asylsuchende während der Prüfung ihrer Anträge dort unterzubringen – auch wenn ein 
Gerichtsbeschluss diesen Plan vorläufig gestoppt hat. Darüber hinaus hält sie den 
staatlichen Rundfunksender RAI fest unter Kontrolle. 

All diese Maßnahmen sind zwar auf der rechten Seite des politischen Spektrums zu 
verorten, aber nicht völlig außerhalb des italienischen Mainstreams. Nach Umfragen 
wünscht sich die überwiegende Mehrheit der Italienerinnen und Italiener eine stärkere 
Polizeipräsenz. Ein Meinungsbild von 2023 ergab, dass sich 64 Prozent der Bevölkerung 
für schärfere Grenzkontrollen aussprechen und 45 Prozent der Aussage, Einwanderer seien 
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit, voll und ganz zustimmen. Zudem sind die 
Italienerinnen und Italiener seit den Zeiten Silvio Berlusconis an politisch streng kontrollierte 
Medien gewöhnt. 
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Giorgia Meloni hat es allerdings auch sorgfältig vermieden, gesellschaftliche Themen 
anzugehen, die zu Spaltungen führen könnten, weil sie entweder zu ideologisch aufgeladen 
sind oder den Eindruck von Selbstüberschätzung erwecken könnten. So beschränkte sie 
sich beispielsweise bei der Abtreibungsfrage, die rund 80 Prozent der Italienerinnen und 
Italiener unterstützen, auf rein symbolische Aussagen. 

Indem sie solche Fallstricke geschickt umging, konnte Meloni den Eindruck von Arroganz 
und Überheblichkeit vermeiden – eine Haltung, die schon so manchen italienischen Politiker 
zu Fall brachte. Ein Beispiel ist Matteo Renzi, Ministerpräsident von 2014 bis 2016, der 
seinen Verbleib im Amt an ein ehrgeiziges Verfassungsreferendum knüpfte, das der 
Exekutive mehr Macht verleihen sollte. Nach einer krachenden Niederlage musste er jedoch 
zurücktreten. Oder Matteo Salvini, Innenminister von 2018 bis 2019 in einer Koalition, in der 
er als beliebtester Politiker – wenn nicht sogar als inoffizieller Chef – galt. Salvini drängte 
auf vorgezogene Neuwahlen, scheiterte jedoch spektakulär und verlor an Einfluss, bevor er 
als Melonis Stellvertreter wieder auf der politischen Bühne erschien. Zweifellos wird auch 
Giorgia Meloni eines Tages zu weit gehen. Doch derzeit scheint sie genau zu wissen, was 
sie tut. 

© The New York Times 

Aus dem Englischen von Sabine Jainski 

 
Anna Momigliano, Mailand 

Anna Momigliano ist eine italienische Journalistin und Redakteurin des Magazins Studio. 
Sie schreibt unter anderem für die führende italienische Zeitung Il Corriere della Sera 
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